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205. Sitzung 

Bonn, den 3. Dezember 1975 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ber-
linförderungsgesetzes und des Einkommensteuerge-
setzes — Drucksache 7/4194 — dem Haushaltsaus-
schuß nachträglich und auch gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung überwiesen werden. — Das Haus ist 
damit einverstanden. Es ist so beschlossen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung wird 
Punkt 4 der Tagesordnung — Entwurf eines Geset-
zes über die Regelung der Landeszugehörigkeit des 
Verwaltungsbezirks Oldenburg und des Landkreises 
Schaumburg-Lippe — für diese Woche abgesetzt. Er 
soll für die Tagesordnung der nächsten Woche vor-
gesehen werden. 

Es liegt Ihnen folgende Liste von Vorlagen vor, 
die keiner Beschlußfassung bedürfen und die gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen werden: 

Betr.: Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im 3. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1975 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO 

— Drucksache 7/4321 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Betr.: Üpl. Ausgabe bei Kap. 10 02 Tit. 656 55 im Haus-
haltsjahr 1975 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO 
— Drucksache 7/4358 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Erhebt sich gegen die vorgeschlagenen Überweisun-
gen Widerspruch? — Ich stelle fest, daß dies nicht 
der Fall ist. Dann ist es so beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. November 1975 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zur Änderung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Bundessozialhilfegesetzes und des Fünften Gesetzes über die 
Anpassung der Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes 

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahres 

Gesetz zu dem Abkommen vom 6. August 1971 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik der Philippi-
nen über den Luftverkehr 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 2. Dezember 1972 über 
sichere Container 

Der Bundesrat hat in der gleichen Sitzung beschlossen, hin-
sichtlich der folgenden Gesetze zu verlangen, daß der Ver-
mittlungsausschuß einberufen wird: 

Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der frei-
heitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung 
— Strafvollzugsgesetz (StVollzG) 

Seine Schreiben werden als Drucksachen 7/4369 und 7/4378 ver-
teilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 
26. November 1975 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Waffenschmidt, Braun, Dr. Häfele, Hauser (Krefeld), Dr. Schnei-
der, Dr. Jahn (Münster), Dr. Zeitel, Schmöle, Dr. Warnke, Sick, 
Tillmann, Bremm, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Jobst, 
Schmidthuber, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Hauser (Bonn

-

Bad Godesberg), Schmitz (Baesweiler), Dr. Dollinger, Frau Pie-
ser, Maucher und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Finanzsituation der Städte, Gemeinden und Kreise — Drucksache 
7/4202 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/4373 
verteilt. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 27. November 1975 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Lenzer, Pfeffermann, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, Roser, 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. 
Walz und der Fraktion der CDU/CSU betr. Überprüfung bewil-
ligter Forschungszuwendungen durch das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie, Bereich: Energieforschung — Druck-
sache 7/4226 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 
7/4367 verteilt. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 27. November 1975 
gemäß § 30 Abs. 4 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 den Nachtrag zum Wirtschaftsplan der Deutschen Bundes-
bahn für das Geschäftsjahr 1975 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. Der Nachtrag liegt im Archiv zur Einsicht aus. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 7/4364 — 

Der  Ältestenrat hat vorgeschlagen, daß wir auch 
in dieser Woche zwei Fragestunden — abweichend 
von den Richtlinien für die Fragestunde — mit 
einer jeweiligen Dauer von 90 Minuten durchfüh-
ren. Gemäß § 127 unserer Geschäftsordnung muß 
diese Abweichung von der Geschäftsordnung mit 
Zweidrittelmehrheit beschlossen werden. — Wider-
spruch erfolgt nicht. Die Zweidrittelmehrheit ist 
hergestellt. Dann ist es so beschlossen. 

Wir treten nunmehr in die Fragestunde ein. Wir 
kommen zuerst zu einer Frage aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministeriums der Verteidigung. 
Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Schmidt 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. Ich rufe 
die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Lattmann auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entgegen den Bestim-
mungen, die Schulen des Bundes und öffentliche Dienststellen zu 
parteipolitischer Neutralität verpflichten, das Organ der CSU, 
der „Bayernkurier", z. B. an folgenden Stellen regelmäßig auf-
liegt: in der Truppenbücherei der Technischen Schule der Luft-
waffe in Kaufbeuren, ferner im Postverteiler des 7. Fernmelde- 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Lehr-Versuchsregiments 61, Kaufbeuren, und falls ja, wird die 
Bundesregierung bei Dienststellen, die ihr unterstellt sind, für 
Abstellung dieser einseitigen Unterrichtung sorgen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Verehrter Herr Kollege, der Bun-
resregierung ist nicht bekannt, in welchen Kaser-
nen oder Dienststellen der Bundeswehr welche 
Tages- oder Wochenzeitungen ausliegen. Es ist 
auch nicht beabsichtigt, zentral zu erfassen, welche 
Zeitungen die Einheiten, Verbände oder Dienst-
stellen aus den ihnen zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitteln beschaffen. 

Die Bundesregierung ist aber auch nicht der Auf-
fassung — Herr Kollege Lattmann, lassen Sie mich 
das hier ausdrücklich feststellen —, daß das Aus-
legen von parteipolitisch ausgerichteten Zeitungen 
oder Zeitschriften gegen die Verpflichtung zur 
parteipolitischen Neutralität verstößt. Lassen Sie 
mich in diesem Zusammenhang hinzufügen, daß es 
nach meiner Meinung heute nur noch wenige 
Tages- oder Wochenzeitungen gibt, deren partei-
politischer Hintergrund nicht mehr oder weniger 
deutlich festliegt. 

Die Verbreitung von allgemein zugänglichen 
Zeitungen wird auch im Bereich der Bundeswehr 
durch Art. 5 des Grundgesetzes grundsätzlich ge-
währleistet. Zwar dürfen Zeitungen, die für die 
Soldaten beschafft, also von der Bundeswehr be-
zahlt werden, nicht nach einseitigen parteipoliti-
schen oder religiösen Gesichtspunkten ausgewählt 
werden; dies bedeutet aber nicht, daß Zeitungen, 
die auf eine bestimmte politische Richtung festge-
legt sind, nicht beschafft werden dürfen. Gemeint 
ist vielmehr, daß die Auswahl der Zeitungen so zu 
erfolgen hat, daß dabei das Spektrum der politischen 
Meinungen weitmöglichst abgedeckt und nicht eine 
bestimmte politische Richtung bevorzugt wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr, Herr Abge-
ordneter, eine Zusatzfrage! 

Reiser (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie de-
finieren, wie weit das Spektrum reichen darf? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Das Spektrum reicht 
mindestens so weit, wie demokratische Parteien in 
diesem Hause vertreten sind und wie auch die Mei-
nungen der Zeitungen mehr oder weniger in dieser 
Richtung festgelegt sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herr Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß ein von der Bundesregie-
rung herausgegebenes Bundeswehrinformationsblatt 
bei Aktivitäten von Abgeordneten der Koalition 
diese in der Regel namentlich erwähnt, bei Aktivitä-
ten von Abgeordneten der Opposition diese jedoch 
namentlich nicht erwähnt? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Die Frage steht zwar 
nicht im Zusammenhang mit der Ausgangsfrage, ich 
bin aber gerne bereit, darauf zu anworten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Genau das wollte ich 
sagen. Diese Frage steht nicht im Zusammenhang 
mit der Ausgangsfrage. Sie brauchen sie nicht zu be-
antworten. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Ich bin gerne be-
reit, sie zu beantworten. 

Herr Ey, das ist mir nicht bekannt. Ich lese „bun-
deswehr aktuell" aus gegebenem Anlaß jeden Tag 
und finde darin sehr oft auch die Namen von Oppo-
sitionsabgeordneten. Ich wäre auch böse, wenn das 
nicht so wäre, denn in „bundeswehr aktuell" soll 
berichtet, nicht aber Meinung gemacht werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Damm! 

Damm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie sich in der Lage fühlen, dem Kollegen Lattmann, 
der ja die Frage gestellt hat, zu bestätigen, daß ich 
für diesen hier in dieser Frage genannten speziellen 
Fall, nämlich hinsichtlich der 7. Staffel des Fern-
melde-Lehr-Versuchsregiments 61 in Kaufbeuren, wo 
ich über mehrere Jahre viele Wochen lang Wehr-
übungen gemacht habe — ich persönlich , mittei-
len kann, daß dort an den genannten Stellen jede 
Woche alle relevanten Wochenzeitungen ausliegen, 
so daß die von Ihnen in Ihrer generellen Antwort 
genannte Voraussetzung, nämlich die der völligen 
Neutralität, gewährleistet ist? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Aus unserer nun 
schon viele Jahre dauernden Bekanntschaft heraus, 
Herr Damm, würde ich hier dies als gegeben an-
sehen und auch dem Kollegen Lattmann weiter-
geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter Eng-
holm! 

Engholm (SPD) : Herr Staatssekretär, würde nach 
Ihrer persönlichen politischen Einschätzung auch das 
„Deutschland-Magazin" in das von Ihnen genannte 
Spektrum hineinpassen? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Punkt 1. Zunächst 
einmal ist mir nicht bekannt, daß das „Deutschland-
Magazin", etwa bezahlt von der Bundeswehr — ich 
halte das für ausgeschlossen —, irgendwo ausliegt. 

Punkt 2. Ich persönlich — jetzt sage ich meine 
persönliche Meinung — würde diese Zeitung nicht 
in dieses Spektrum hineinnehmen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage mehr? 
— Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Wir kommen nun zu den Fragen aus dem Ge-

schäftsbereich des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. 

Ich rufe die Fragen 2 und 3 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Waigel auf. - Der Herr Abgeordnete 
Dr. Waigel ist nicht im Saal. Die Fragen werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlage abgedruckt. — Da keine weiteren Fragen aus 
diesem Geschäftsbereich eingebracht worden sind, 
brauche ich Sie, Herr Staatssekretär, gar nicht mehr 
zu bemühen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Logemann zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 4 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hammans auf: 

Treffen die Mitteilungen von Professor Leyhausen auf einer 
öffentlichen Veranstaltung des Bundes gegen den Mißbrauch 
der Tiere e.V. vorn 25. November 1975 in Bonn-Bad Godesberg 
zu, nach denen in Großbritannien Käfige für Legehennen ent-
wickelt worden sind, die sowohl den Tierschutz als auch volks-
wirtschaftliche Gesichtspunkte berücksichtigen, und sind damit 
die in Auftrag gegebenen Forschungsaufträge über Verhaltens-
normen von Geflügel bei der Käfighaltung überflüssig? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege Hammans, nach den Informationen, die der 
Bundesregierung über den Verlauf der herangezo-
genen Veranstaltung vorliegen, hat Professor Dr. 
Leyhausen dort zum Problem der Legehennen-Käfig-
haltung u. a. ausgeführt, daß nach jüngsten For-
schungsberichten aus Großbritannien die Käfighal-
tung von Legehennen „nicht mehr up to date" sei, da 
dort ein neues Haltungssystem erarbeitet wurde, 
das sowohl den Forderungen des Tierschutzes ge-
recht wird als auch Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
standhält. Entsprechende Ankündigungen oder Ver-
öffentlichungen in britischen wissenschaftlichen bzw. 
fachtechnischen Zeitschriften sind jedoch der Bundes-
regierung bisher nicht bekanntgeworden. 

Da Professor Dr. Leyhausen seit Februar dieses 
Jahres Vorsitzender der Arbeitsgruppe „Tierschutz-
gerechte Nutztierhaltung" beim Senat der Bundes-
forschungsanstalten des BML ist, glaubt die Bundes-
regierung davon ausgehen zu können, daß Professor 
Dr. Leyhausen bei sicherer Kenntnis eines erfolg-
reichen Abschlusses entsprechender britischer Arbei-
ten das Präsidium des Senats dieser Bundesfor-
schungsanstalten sowie die anderen Wissenschaftler 
der oben genannten Arbeitsgruppe unverzüglich un-
terrichtet hätte. 

Der wissenschaftliche, personelle sowie materielle 
Ansatz des gesamten deutscherseits hierzu vorberei-
teten Forschungsvorhabens wird von der genannten 
Arbeitsgruppe unter Vorsitz von Professor Dr. Ley

-

hausen am 5. Dezember dieses Jahres in Bonn be-
raten werden. Die Darlegungen Professor Dr. Ley-
hausens werden bei den Entscheidungen dieser Ar-
beitsgruppe ganz sicher Berücksichtigungen finden. 

Da Aufträge aus diesem Forschungsrahmen bisher 
noch nicht vergeben worden sind, trifft es nicht zu, 

daß überflüssige Forschungsansätze veranlaßt oder 
Haushaltsmittel unnötig ausgegeben worden sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär 
Logemann, kann man davon ausgehen, daß diese 
Käfige, von denen Professor Leyhausen bei seiner 
Sachkenntnis ja sicher nicht ohne Grund gesprochen 
hat, in die Untersuchungen dieses Ausschusses mit 
einbezogen werden und, wenn sie tauglich sind, vor 
allen Dingen auch der gesamten EG empfohlen wer-
den? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hammans, davon bin ich fest überzeugt. Uns liegt 
ja besonders daran, doch eine Haltungsform zu fin-
den, die nun allen Anforderungen gerecht wird. Ich 
bin fest davon überzeugt, daß Herr Professor Ley-
hausen auch bei der für den 5. Dezember geplanten 
Zusammenkunft seine Überlegungen selbst beitra-
gen wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um dafür 
Sorge zu tragen, daß dieses Problem der Käfighal-
tung so gelöst wird, daß nicht eines Tages zwar die 
deutschen Bauern gezwungen sein werden, entspre-
chende Käfige zu benutzen, nicht aber die Bauern in 
den anderen EG-Ländern, d. h. — man kann die 
Frage auch so stellen —, daß der deutsche Verbrau-
cher dann eines Tages vielleicht Eier essen muß, 
die nicht von glücklichen Hühnern stammen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hammans, darin liegt natürlich ein besonderes Pro-
blem. Wir müssen uns bemühen, die Frage der 
Käfighaltung so zu regeln, daß innerhalb der EG 
bezüglich der Produktion von Eiern keine Wett-
bewerbsverzerrungen oder Benachteiligungen der 
Verbraucher entstehen. Das wird ein sehr schwieri-
ges Unterfangen sein, aber wir sind gehalten, eine 
Harmonisierung herbeizuführen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es ist sehr schön, wenn 
sich ein Abgeordneter nicht nur des Glücks seiner 
Wähler, sondern auch des Glücks seiner Hühner 
annimmt. 

(Heiterkeit) 

Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich komme zur Frage 5 des Abgeordneten Eigen: 
Aus welchem Grund hat sich der Bundesernährungsminister 
schon Monate vor den Preisverhandlungen der EG in Brüssel 
für differenzierte Preise und damit für eine Senkung des Grenz-
ausgleichs ausgesprochen, und in welcher Weise soll diese Hand-
lungsweise den Interessen der deutschen Landwirtschaft dienen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, Bundesminister Ertl hat sich nicht für diffe-
renzierte Preisanhebungsraten bei den kommenden 
Preisverhandlungen der EG ausgesprochen, son-
dern mehrmals betont, daß auf Grund der sehr 
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Parl. Staatssekretär Logemann 
unterschiedlichen Kostenentwicklungen in den Mit-
gliedstaaten differenzierte Preisanhebungen ver-
mutlich — wie beim letzten Preisbeschluß — un-
vermeidbar sein werden. Bundesminister Ertl hat 
aber darauf hingewiesen, daß dabei ein einheitlicher 
Maßstab in Form objektiver Kriterien angewandt 
werden muß und daß Preisdifferenzierungen, die 
über die unterschiedlichen Kostenentwicklungen hin-
ausgehen, nicht erfolgen dürfen. Bei den objektiven 
Kriterien muß auch der Abbau des Aufwertungs-
ausgleichs über die Mehrwertsteuer berücksichtigt 
werden. 

Unterschiedliche Preisanhebungsraten führen 
dazu, daß der währungsbedingte relative Preisab-
stand zwischen den Partnerländern, der durch den 
Grenzausgleich überbrückt wird, kleiner wird. Das 
hat zwangsläufig eine Verringerung des relativen 
Währungsausgleichs zur Folge. Die absoluten Aus-
gleichsbeträge werden durch den Preisbeschluß für 
1975/76 nicht nennenswert verändert. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß Bundesminister Ertl 
seine Verhandlungsposition in Brüssel schwächt, 
wenn er von sich aus schon vorher zugibt, daß 
differenzierte Preisanhebungen gerechtfertigt wä-
ren? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich habe hier 
nicht behauptet, daß Minister Ertl mit seinen Äuße-
rungen von vornherein ein Verhandlungsziel her-
ausgestellt hat. Er hat lediglich auf Tatsachen hin-
gewiesen. Sie wissen, Herr Kollege Eigen, daß sich 
gerade im Laufe des letzten Jahres einige Änderun-
gen vollzogen haben. Wir haben innerhalb der 
Gemeinschaft unterschiedliche Preisentwicklungs-
raten von zwischen 6 und mehr als 20 % . 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Wie verträgt sich mit diesen 
Ihren Äußerungen, Herr Staatssekretär, der Sie ja 
selber erkannt haben, daß differenzierte Preise und 
Grenzausgleich in einem direkten Zusammenhang 
miteinander stehen, die Zusage von Bundesminister 
Ertl an verschiedene Berufsverbände, wenn er aus 
übergeordneten Gründen schon in bezug auf den 
Aufwertungsausgleich etwas tun müsse, wolle er da-
für aber beim Grenzausgleich hart bleiben? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich habe soeben 
ausdrücklich darauf hingewiesen, welche Tatsachen 
im März dieses Jahres zu unterschiedlichen Preis-
anhebungen geführt haben. Wir haben diese Preis-
differenzen keineswegs irgendwie mit dem Grenz-
ausgleich in Zusammenhang gebracht; vielmehr 
sind immer wieder deutliche Aussagen zur Beibehal-
tung des Grenzausgleichs gemacht worden. Bei die-
ser Haltung werden wir auch bei den folgenden Ver-
handlungen bleiben. 

Aber ein Letztes, Herr Kollege Eigen: Wir erwar-
ten, daß mit dem Abbau des D-Mark-Aufwertungs-
ausgleichs in den von der Bundesregierung vorgese-
henen Raten auch ein gewisser Abbau von Wettbe-
werbsvorteilen erfolgt, die der D-Mark-Aufwer-
tungsausgleich bisher mit sich gebracht hat, und 
daß wir damit eine bessere Chance haben, weniger 
Preisdifferenzierungen hinnehmen zu müssen. 

Eigen (CDU/CSU) : Ich darf leider keine Frage 
mehr stellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da aus 
Ihren Ausführungen hervorgeht, daß die Bundes-
regierung bereits beinahe beschlossen hat, nicht nur 
am Aufwertungsausgleich, sondern auch am Grenz-
ausgleich rütteln zu lassen — aus Ihren Ausfüh-
rungen geht ja hervor, daß die inflationsbedingten 
Unterschiede zwischen 6 und 25 %  liegen und daß 
man dem Rechnung tragen müsse , frage ich Sie: 
Müssen die deutschen Landwirte damit rechnen, 
daß im kommenden Jahr beides reduziert wird? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Nein, das will 
ich damit überhaupt nicht gesagt haben. Wir ha-
ben hier lediglich durch die Preisdifferenzierung 
einen gewissen Ausgleich für die Vorteile hinneh-
men müssen, die wir als Landwirte in der Bundes-
republik durch einen geringeren Preisanstieg als 
andere Länder haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind die un-
terschiedlichen agrarpolitischen Maßnahmen in der 
Europäischen Gemeinschaft nicht als Auflösungs-
erscheinungen der Europäischen Gemeinschaft zu 
deuten, besonders in der letzten Zeit? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich würde sie 
nicht in Richtung Auflösungserscheinung deuten; 
ich würde nur feststellen, daß die Integration der 
Gemeinschaft im Agrarbereich dadurch sicherlich 
schwieriger geworden ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur Frage 6 
des Abgeordneten Eigen: 

In welcher Weise würde sich nach Meinung der Bundesregie-
rung die Vereinheitlichung der Interventionspreise für alle Ge-
treidesorten auf einen korrigierten Gerstenpreis auf den Ge-
treidemarkt getrennt nach Getreidesorten und Erzeugergebieten 
auswirken? 

Logemann, Pari. Staatssekretär: Die Auswirkun-
gen einer Nivellierung der Interventionspreise für 
die Hauptgetreidearten auf einem einheitlichen 
Niveau sind schwer zu beurteilen, da die Getreide-
märkte gleichzeitig einer Vielzahl von Einflüssen 
unterliegen. Sie hätte voraussichtlich zur Folge, daß 
die Stützung des Getreidemarktes von der im Futter-
wert geringsten Getreideart, also der Gerste, aus- 
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ginge. Gersteninterventionen in möglicherweise 
nicht unerheblichem Umfange wären dann nicht aus-
zuschließen, weil an Futtergerste teilweise schon 
strukturelle Überschüsse in der Gemeinschaft vor-
handen sind. 

Aus Brüssel werden Überlegungen in dieser Rich-
tung bekannt, um Futterweizen konkurrenzfähiger 
gegenüber Mais zu machen. Die Bundesregierung 
verfolgt diese Überlegungen mit großer Aufmerk-
samkeit. Da ein Vorschlag der EG-Kommission noch 
nicht vorliegt, kann eine abschließende Stellung-
nahme dazu nicht abgegeben werden. Die Bundes-
regierung wird jedenfalls entsprechende Kommis-
sionsvorschläge sowohl unter dem Gesichtspunkt 
der Marktverbesserung als auch der Erlössicherung 
für die getreidebauende Landwirtschaft prüfen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß Sie eigentlich sehr sorg-
fältige Untersuchungen durchführen müßten, die ge-
nau für jeden Interventionsort in der Bundesrepu-
blik Deutschland angepeilt werden, damit Sie in den 
Verhandlungen auch tatsächlich über Sachwissen 
verfügen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Das wird mit 
Sicherheit erfolgen. Auch wir sind ja daran inter-
essiert, daß hier Benachteiligungen gerade markt-
ferner Gebiete nicht eintreten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Sind Sie nicht mit mir der Mei-
nung, daß es, wenn die Kommission schon solche 
Äußerungen macht, dringend geboten ist, daß die 
Bundesregierung über ganz genaue Fakten der Aus-
wirkung einer solchen Veränderung des Marktes 
verfügt? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich habe schon 
vorhin darauf hingewiesen, daß wir alle Überlegun-
gen der Kommission in dieser Hinsicht genauestens 
prüfen und hier durchaus die Entwicklung verfolgen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Noch eine Zusatzfrage? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich komme zur Frage 7 des Abgeordneten Röhner: 
Treffen Mitteilungen zu, daß die Auszahlung der EG-Erzeuger-

prämie Schlachtrinder über das Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft in Frankfurt im Vergleich zu einer Auszahlung 
über die Landwirtschaftsverwaltungen der Länder zu erheb-
lichen Mehrkosten des Bundes und der Länder führt, die z. B. 
im Bereich des Freistaats Bayern im Zeitraum vom Mai 1975 bis 
März 1976 weit über 400 000 DM betragen sollen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Röh-
ner, ob und in welchem Umfang auf Grund der Aus-
zahlung der Erzeugerprämie Schlachtrinder über das 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft Mehr-
kosten bei den Ländern entstehen, läßt sich von 
hier aus nicht im einzelnen beantworten. Dies hängt 
insbesondere von der Art und Weise der Aufberei-
tung der für die Auszahlung erforderlichen Anga-

ben und deren Übermittlung an das Bundesamt ab. 
Wenn Mehrkosten überhaupt entstehen sollten, dürf-
ten sie sich allerdings in engen Grenzen halten 

Bei dem Bundesamt für Ernährung und Forstwirt-
schaft entstehen hingegen durch das geltende Aus-
zahlungsverfahren geringe Mehrkosten. Diese Mehr-
kosten sind dadurch gerechtfertigt, daß durch eine 
zentrale Auszahlung der Prämie die sich aus dem 
EG-Mittelzuweisungsverfahren für die Bundesrepu-
blik Deutschland ergebenden Verpflichtungen — Be-
darfsmeldungen, Rechnungslegung, Rechnungsprü-
fung — am besten erfüllt werden können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Röhner. 

Röhner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
in der Lage, die von Ihnen als „geringe Mehrko-
sten" bezeichnete Summe näher zu quantifizieren? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Das kann ich lei-
der nicht, Herr Kollege Röhner. Ich habe versucht, 
hier genaue Zahlen zu bekommen, aber das ist sehr 
schwierig, weil es sich um ein sehr kompliziertes 
Verfahren handelt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Röhner. 

Röhner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich 
Sie unier Bezugnahme auf jenen Antwortteil, daß 
nicht genau feststeht, inwieweit Mehr- bzw. Minder-
kosten eintreten, fragen, ob darüber eine sachliche 
Prüfung zwischen Bund und Ländern stattgefunden 
hat? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Wir haben gerade 
über dieses Problem sehr viele Gespräche mit den 
Ländern geführt. Wir haben auch Gespräche mit 
dem Bundesfinanzminister zu führen gehabt. Aber 
ich kann Ihnen trotz alledem hier nicht konkrete 
Einzelheiten nennen. Wenn Sie etwas mehr zu die-
sem Problem zu erfahren wünschen, bitte ich mir 
zu gestatten, daß ich ihnen dann eine schriftliche 
Antwort übermittle. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur Frage 8 
des Abgeordneten Röhner: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich durch die Ab-
wicklung der EG-Erzeugerprämie über das Bundesamt für Ernäh-
rung und Forstwirtschaft im Vergleich zu einer Abwicklung über 
die Landwirtschaftsverwaltungen der Länder die Auszahlung der 
Prämie an die Erzeuger zum Teil erheblich verzögert? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Durch die Aus-
zahlung der Prämie über das Bundesamt treten nor-
malerweise keine Verzögerungen ein. Die Auszah-
lung erfolgt in aller Regel ein bis zwei Wochen 
nach Eingang der für die Auszahlung erforderlichen 
Angaben. Allerdings konnten auf Grund verwal-
tungsmäßiger und technischer Schwierigkeiten seit 
August 1975 etwa 100 000 Anträge bayerischer Er-
zeuger nicht ausgezahlt werden. Diese Schwierigkei-
ten sind jedoch inzwischen behoben. Die Auszahlung 
dieser Prämie wird in Kürze abgewickelt werden. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Röhner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß erstens in Anbetracht der 
immerhin umstrittenen Mehrkostenfrage, zweitens 
in Anbetracht der von Ihnen soeben eingeräumten 
Verzögerungsmöglichkeiten und drittens auch we-
gen der unverändert bestehenden verfassungsrecht-
lichen Bedenken gegen diese Art der Abwicklung 
noch einmal überprüft werden müßte, ob hier die 
Länderlandwirtschaftsverwaltungen nicht doch stär-
ker einzuschalten sind — das könnte durch eine 
Änderung der Rechtsverordnung geschehen —, als 
es bisher der Fall ist? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Wir stehen lau-
fend in der Prüfung. Wir werden das vor allen 
Dingen dann prüfen müssen — das werde ich aber 
auch noch in der Antwort auf eine weitere Frage 
sagen —, wenn es zu einer Verlängerung dieser 
Prämie über den Februar 1976 hinaus kommen 
sollte. Aber wir bemühen uns durchaus um Abstim-
mung mit den Ländern. Auch wir wünschen ein 
beschleunigtes Verfahren der Auszahlung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage mehr. 

Wir kommen zur Frage 9 des Abgeordneten 
Kiechle: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob seit Wochen beim Bun-
desamt für Ernährung und Forstwirtschaft in Frankfurt über 
100 000 Schlachtkarten aus Bayern unerledigt liegen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kiechle, auf Grund verwaltungsmäßiger und tech-
nischer Schwierigkeiten konnten seit August 1975, 
wie soeben schon ausgeführt, etwa 100 000 Prämien-
anträge bayerischer Erzeuger nicht zur Auszahlung 
gebracht werden. Die Schwierigkeiten sind inzwi-
schen behoben. Die Auszahlung der Prämien wird 
in Kürze abgewickelt werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage? — 

Bitte! 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, aus wel-
chen Gründen traten plötzlich seit August solche 
Schwierigkeiten auf, und was waren das für Schwie-
rigkeiten? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Verschiedenste 
Gründe haben zu diesen Schwierigkeiten geführt. 
Aber ich kann und möchte auch Ihnen heute münd-
lich keine konkreten Angaben machen. Ich bin gern 
bereit, Sie schriftlich darüber zu informieren. 

(Kiechle [CDU/CSU]: Dann bitte ich darum!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind auch in 
anderen Ländern der Bundesrepublik ähnliche 
Schwierigkeiten aufgetreten? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ey, 
es geht eigentlich nur um Bayern und Schleswig-
Holstein. Hier hat es Schwierigkeiten gegeben. In 
anderen Ländern laufen die Auszahlungen erfreu-
licherweise flüssig. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen zur Fra-
ge 10 des Abgeordneten Kiechle: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse einer Verbilligung 
und Beschleunigung eine Überprüfung des bisherigen Verfahrens 
umgehend vorzunehmen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Da die Erzeuger-
prämie Schlachtrinder nach der jetzigen Regelung 
nur bis zum 29. Februar 1976 gewährt wird, halte ich 
eine Überprüfung der geltenden Durchführungsbe-
stimmungen zum jetzigen Zeitpunkt nicht für ange-
bracht. Falls die Maßnahme jedoch über den 29. Fe-
bruar 1976 hinaus verlängert werden sollte, wird 
die nationale Durchführung einer eingehenden 
Prüfung unterzogen werden. Dabei wird es insbe-
sondere darauf ankommen, einen vernünftigen Aus-
gleich zwischen den Interessen der Länder an einer 
weiteren Vereinfachung des Verfahrens und dem 
Interesse des Bundes an einer zentralen Bewirtschaf-
tung der EG-Mittel zu finden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da offen-
sichtlich feststeht, daß die Erzeuger eine monate-
lange Verzögerung der Auszahlung dieser Prämie 
nicht zu verantworten haben, gibt es hier jemanden, 
der darüber nachdenkt, wie z. B. der entstandene 
Zinsverlust ersetzt werden könnte? Oder sind hier 
die Verantwortlichkeiten der Behörden in allen Fäl-
len geschützt? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, in die-
sem Fall ist ein größerer Kreis verantwortlich. Über 
Zinsansprüche haben wir dabei wirklich noch nicht 
nachgedacht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Wir kommen zur Frage 11 des Abgeordneten 
Horstmeier: 

Welche Gründe sprechen dafür, Bundesleistungen der sozialen 
Sicherung im Einzelplan 10 (Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten) zu führen anstatt im 
Einzelplan 11 (Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung), und sind Änderungen vorgesehen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Bundeszuschüsse 
für die landwirtschaftliche Sozialpolitik sind erst-
mals im Jahre 1959 zur Verfügung gestellt worden. 
Damals waren die Zuschüsse für die Altershilfe für 
Landwirte im Einzelplan 10 unter dem Titel „Be-
sondere agrarstrukturelle Maßnahmen" veran-
schlagt. Damit wurde die besondere strukturverbes-
sernde Wirkung dieser Sozialmaßnahme zum Aus-
druck gebracht. Auch heute noch hält die Bundes-
regierung unverändert an der Auffassung fest, daß 
die landwirtschaftliche Sozialpolitik ein wesentlicher 
Bestandteil der Landwirtschaftspolitik ist und die 
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Bundeshaushaltsmittel hierfür folgerichtig im Ein-
zelplan 10 zu veranschlagen sind. Hierdurch wird 
auch den besonderen Belangen der Landwirtschaft 
am besten Rechnung getragen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gibt 
es vergleichbare Sozialleistungen des Bundes, die 
ebenfalls in Einzelplänen der jeweiligen Fachmini-
sterien untergebracht sind? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
keine genaue Antwort geben. Es wird aber wahr-
scheinlich auch in anderen Etats Mittel geben, die 
den Sozialleistungen zugute kommen. Aber beson-
ders ausgeprägt ist das im Einzelplan 10 der Land-
wirtschaft. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Kann die Bundesregie-
rung darüber Auskunft geben, ob die anderen Län-
der in der Europäischen Gemeinschaft ebenfalls ihre 
agrarsozialen Leistungen von den Landwirtschafts-
ministern mit verwalten lassen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Das ist sicherlich 
in den Nachbarländern bisher ebenfalls unterschied-
lich gehandhabt worden. Wir müßten dazu eine 
Umfrage machen. Sie könnten dann schriftlich eine 
Antwort darauf bekommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage mehr. 
Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen nun zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Buschfort steht zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten 
Werner auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß erst die Unter-
zeichnung der jüngst getroffenen „Vereinbarung über die pau-
schale Abgeltung von Rentenansprüchen" zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Volksrepublik Polen eine recht-
liche Grundlage für die pauschale wechselseitige Abgeltung von 
Ansprüchen geschaffen hat, und, falls nein, welche rechtlichen 
Grundlagen liegen dann der Vereinbarung zugrunde? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, die 
Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und der Regierung der Volks-
republik Polen ist ein völkerrechtlicher Vertrag. Er 
bedarf auf deutscher Seite der Zustimmung der ge-
setzgebenden Körperschaften. Nach seinem Inkraft-
treten bildet er die Rechtsgrundlage für die pau-
schale Abgeltung aller Ansprüche auf dem Gebiet 
der Renten- und Unfallversicherung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Werner. 

Werner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie demzufolge meiner Auffassung zu, daß vor der 
Unterzeichnung dieser Vereinbarung polnischerseits 
keinerlei Forderung im Hinblick auf Abgeltungen im 
Rentenbereich erhoben werden konnte, die im Ein-
klang mit dem Völkerrecht gestanden hätte? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ob 
eine solche Forderung völkerrechtlich begründet 
werden kann, vermag ich im Moment nicht zu be-
antworten. Daß hier allerdings im Gesamtzusammen-
hang auch moralische Verpflichtungen zu sehen sind, 
darüber gibt es keinen Zweifel. Darüber hinaus ist 
aber auch zu sagen, daß es bisher schon gegenseitige 
,Anrechnungsformen gegeben hat. Beispielsweise 
haben wir für heimatlose Ausländer und für Deut-
sche in der Bundesrepublik nach dem Fremdrenten-
gesetz das Eingliederungsprinzip angewandt. Auf 
der anderen Seite hat auch Polen in der Vergangen-
heit in seinen Gebieten Leistungen an vom Abkom-
men betroffene Personen erbracht, so daß auch schon 
bisher gewisse Gegenseitigkeiten bestanden haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß umfangreiche Ansprüche 
sowohl deutscher Staatsangehöriger in Polen als 
auch sonstiger Personen nicht deutscher Staatsange-
hörigkeit sowohl gegenüber der deutschen Renten-
versicherung als auch gegenüber polnischen Ver-
sicherungsträgern bestanden, die Grundlage dieses 
Abkommens sein müssen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Ja. Es ist bekannt, 
daß eine ganze Anzahl von Sozialgerichtsprozessen 
bereits in erster und zweiter Instanz entschieden 
worden sind. Die Entscheidungen der dritten Instanz 
stehen noch aus. Allerdings wird jetzt — das ist das 
Erfreuliche — mit diesem Vertrag eine Grundlage 
geschaffen, so daß alle Fälle im übrigen nach einem 
einheitlichen Recht beurteilt werden können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
denn nicht unabhängig von dem Abkommen mit Po-
len so, daß zwischen den Staaten derartige Verträge 
abgeschlossen werden, um die Versicherten selbst 
in den Genuß der jeweiligen Leistung zu bringen, 
die sie in dem einen oder anderen Land erbracht 
haben? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
gibt unterschiedliche Formen bei Vertragsgestaltun-
gen. Wir haben Verträge mit individuellen Rege-
lungen geschaffen; wir haben in der Vergangenheit 
aber auch pauschale Regelungen vereinbart, und 
zwar, wenn ich die Staaten richtig in Erinnerung 
habe, mit den Niederlanden, mit Luxemburg, mit 
Jugoslawien und jetzt auch mit Polen. Darüber hin- 
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aus gibt es noch eine ganze Zahl von Ländern, mit 
denen wir andere Regelungen getroffen haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf 
man nach der Beantwortung der Frage des Kollegen 
Arndt schließen, daß nunmehr die Deutschen jenseits 
von Oder und Neiße doch um ihren Anspruch ge-
bracht werden, den sie immer noch einklagen, denn 
das Urteil ist ja noch nicht gefällt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Hup-
ka, da es sich eben hier um ein schwebendes Ver-
fahren handelt, verbietet es sich, daß die Bundes-
regierung jetzt zum Ausgang des Prozesses Stellung 
bezieht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Freiherr von Fircks. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist es nicht richtig, daß gerade durch dieses Ab-
kommen im Gegensatz zu der Auffassung, die der 
Kollege Stahl in seiner Frage vertrat, die Betref-
fenden nicht in den Genuß der sozialen Sicherungen 
kommen, für die sie eingezahlt haben, sondern, da 
dieses Abkommen nach dem Exportprinzip abge-
schlossen ist, die Leistung des Landes bekommen, 
in dem sie jetzt leben? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
richtig, es wird nach dem Vertrag in jedem Land 
die jeweils gültige Rentenversicherungsregelung an-
gewendet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine weitere Zusatz-
frage? — Dann komme ich zur Frage 13 des Abge-
ordneten Freiherr von Fircks: 

Wie groß ist nach den Schätzungen der Bundesregierung die 
Zahl derjenigen Fälle zu veranschlagen, in denen durch das 
deutsch-polnische Rentenabkommen im Bundesgebiet lebende 
Personen nichtdeutscher Volkszugehörigkeit einen Rentenan-
spruch auf Grund von Versicherungs- und Beschäftigungszeiten 
in Polen oder in den derzeit unter polnischer Verwaltung stehen-
den deutschen Ostgebieten gegenüber Versicherungsträgern in 
der Bundesrepublik Deutschland geltend machen können, und 
welche finanzielle und arbeitsmäßige Belastung wird sich hieraus 
für die deutschen Versicherungsanstalten ergeben? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Anzahl der Personen, auf die Ihre Frage abzielt, ist 
nicht bekannt. Ein Teil dieser Personen wird bereits 
einen Rentenanspruch als heimatlose Ausländer nach 
dem Fremdrentenrecht haben. Insgesamt dürften 
sich aus der verbleibenden Zahl der von Ihnen an-
gesprochenen Personen, also der Nichtdeutschen und 
der heimatlosen Ausländer, nach dem derzeitigen 
Erkenntnisstand keine nennenswerten finanziellen 
und arbeitsmäßigen Belastungen für die deutschen 
Versicherungsträger ergeben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, bitte! 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, beziehen sich die durch Mitglieder der Bundes

-

regierung und auch durch Mitglieder der Regierungs-
fraktionen mehrfach geäußerten Hinweise, daß durch 
das Rentenabkommen mit Polen auch Verbesserun-
gen zugunsten von Personen im Bundesgebiet ein-
treten werden, ausschließlich auf diesen Personen-
kreis, also ehemalige oder heutige polnische Staats-
angehörige? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Nein. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Aussiedler! — 
Dr.  Hupka [CDU/CSU] : Nein! — Dr. Arndt 
[Hamburg] [SPD]: Aussiedler, natürlich!) 

— Nein. Herr Kollege, ich darf Ihnen hierfür ein 
Beispiel geben. Es hat nicht wenige gegeben, die 
nach dem Krieg in die Volksrepublik Polen ge-
gangen und zurückgekehrt sind, ohne daß sie ver-
trieben wurden, ohne daß sie ausgewiesen wurden. 
Diese Personen haben heute keinen Rechtsanspruch 
auf Leistungen der deutschen Rentenversicherung 
für die Zeit, in der sie in Polen beschäftigt waren. 
Mit diesem Vertrag erwerben sie nunmehr Rechts-
ansprüche, und von daher gibt es persönliche, indi-
viduelle Verbesserungen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage? — 

Nein. — Dann Herr Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß die Verbesserungen für 
alle Personen eintreten, die jemals zur polnischen 
Sozialversicherung Beiträge geleistet haben, die hier

-

herkommen und nicht im Besitze des Ausweises A 
nach dem Bundesvertriebenengesetz sind? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Ja, das gilt für alle 
diese Personen, die bisher durch das Fremdrenten-
gesetz nicht erfaßt wurden. Sie erhalten jetzt einen 
gesetzlichen Anspruch. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben hier individuelle Fälle genannt. Sind es so 
wenige, die dann in den Genuß einer Rente kämen, 
daß man sie gar nicht feststellen kann? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist nicht genau überschaubar. Bisher konnten solche 
Rentenansprüche nicht registriert und nicht ange-
nommen werden, weil keine gesetzliche Grundlage 
bestand. Wir werden jetzt nach Inkrafttreten der 
neuen Regelung feststellen, wie viele Anspruchsbe-
rechtigte sich melden. Derzeit ist aber keine Zahl 
bekannt. Ich wäre hier also überfragt, wenn ich dar-
auf antworten sollte. Ich kann das in der Tat nicht. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Es muß erst 
ein Antrag gestellt werden!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann komme ich zur 
Frage 14 des Abgeordneten Freiherr von Fircks: 

Welche Änderungen und Ergänzungen der in der Bundesrepu-
blik Deutschland geltenden sozialversicherungsrechtlichen Be-
stimmungen, insbesondere auch des Fremdrentenrechts, werden 
nach Auffassung der Bundesregierung notwendig sein, um den, 
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Erfordernissen des deutsch-polnischen Rentenabkommens inso-
weit und darüber hinausgehend in bezug auf die Rentenansprüche 
von Deutschen mit ständigem Aufenthalt in Polen oder in den 
derzeit polnisch verwalteten deutschen Ostgebieten Rechnung 
zu tragen? 

(Freiherr von Fircks [CDU/CSU] : Herr Prä

-

sident, dürfte ich meine zweite Zusatzfrage 
noch stellen?) 

— Nein, nicht mehr, vorbei; Sie haben sich gesetzt. 
Bitte sehr, wir kommen zur Beantwortung. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Zu Ihrer zweiten 
Frage möchte ich folgendes bemerken, Herr Kollege: 

Das deutsch-polnische Abkommen über Renten- 
und Unfallversicherung erfordert lediglich die im 
Vertragsgesetz zu diesem Abkommen vorgesehenen 
Änderungen und Ergänzungen des innerstaatlichen 
Sozialversicherungsrechts. Es ist nicht vorgesehen, 
in bezug auf die Rentenansprüche von Deutschen, 
die in den von Ihnen genannten Gebieten wohnen, 
weitere Sondervorschriften zu schaffen. Da das Ver-
tragsgesetz für den davon berührten Personenkreis 
eine Sonderregelung gegenüber dem geltenden in-
nerstaatlichen Recht darstellt und diesem insoweit 
vorgeht, war eine Änderung oder Ergänzung der 
einschlägigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
nicht notwendig. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, bitte! 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
treffen, um den in der Bundesrepublik betroffenen 
Personenkreis darüber zu informieren, daß er jetzt 
seine durch dieses Abkommen neu gewonnenen 
Ansprüche anmelden kann? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
können die Personen nicht im einzelnen benachrich-
tigen, da uns weder Namen noch Adressen bekannt 
sind. Ich gehe davon aus, daß die Debatten, bei-
spielsweise die Bundestagsdebatten, sowie die Dar-
stellungen in Presse, Rundfunk und Fernsehen dazu 
führen werden, daß sich nun jeder einzelne selber 
an die jeweiligen Versicherungsträger wendet mit 
der Frage, ob auch er seine Zeiten aus Polen jetzt 
noch zur Anrechnung bringen kann, und eine Über-
prüfung vornehmen läßt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage. 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, besteht nicht die Möglichkeit, diesen von Ihnen 
vorhin umschriebenen Personenkreis über das Bun-
desausgleichsamt, die Landesausgleichsämter und 
die Kreisflüchtlingsämter jeweils am Ort durch ge-
eignete Publikationen — das wird unterschiedlich 
sein — zu informieren? Denn dieser Personenkreis 
verfolgt, sofern er nicht schon längere Zeit hier in 
der Bundesrepublik Deutschland lebt, diese spezial-
politischen Debatten im Bundestag sicher noch am 
wenigstens. 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zu-
nächst einmal dürften für diese Aufgabe die Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte und die 
Landesversicherungsanstalten zuständig sein. Da es 
sich zufällig ergibt, daß wir in dieser Woche mit 
diesen Trägern ein Gespräch führen, will ich gern 
darauf hinweisen und die Bitte vortragen, daß man 
sich der von Ihnen gestellten Frage annimmt. Ob 
darüber hinaus die Einrichtungen, die Sie vorhin 
nannten, mit der Informationsaufgabe betraut wer-
den können, vermag ich im Moment nicht zu über-
sehen. Ich will aber gern veranlassen, daß man 
sich dieser Frage im Hause noch einmal annimmt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, betrifft das 
Rentenabkommen auch die Ansprüche von Deut-
schen mit heutigem Wohnsitz in Gebieten außer-
halb der Reichsgrenzen vom 31. Dezember 1937, die 
bisher einen Anspruch gegen deutsche Rentenver-
sicherungsträger haben und diesen auch erfüllt be-
kommen können? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Ich kann diese 
Frage im Augenblick nicht mit der notwendigen 
Sicherheit beantworten. Ich werde das schriftlich 
nachholen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage mehr. 

Dann rufe ich die Fragen 15 und 16 des Abgeord-
neten Ey auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Ausmaß die 
deutsche Landwirtschaft mit zusätzlichen Kosten belastet wird 
durch die beabsichtigte uneingeschränkte Einbeziehung der Land-
maschinen und Ackerschlepper in die DIN 31001, Blatt 1, Verzeich-
nis A? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß von Fachinstitutionen 
der Sidierheitsgewinn durch die Einführung der DIN 31001 als 
„nicht nennenswert" beurteilt wird, und wie begründet die 
Bundesregierung die Ablehnung der Erstellung von Fachbereichs

-

normen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
von Ihnen genannte DIN-Norm ist eine grundsätz-
liche Sicherheitsnorm, die sich insbesondere auf 
Sicherheitsabstände bezieht. Sie richtet sich an alle 
Hersteller von technischen Einrichtungen. 

Wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung ist die 
Norm nach Anhörung der beteiligten Kreise und der 
obersten Arbeitsbehörden der Länder vom Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung im Verzeich-
nis A zum Maschinenschutzgesetz bezeichnet wor-
den. Danach haben nunmehr die Überwachungs-
organe bei der sicherheitstechnischen Beurteilung 
von Einrichtungen von dieser Norm auszugehen. 
Um aber den besonderen Belangen einzelner Bran-
chen Rechnung zu tragen, sollen ergänzend zu den 
Grundsatznormen sogenannte Fachbereichsnormen 
erstellt werden. Für die landwirtschaftlichen Maschi-
nen werden solche Fachbereichsnormen zur Zeit 
vorbereitet. Bis zu deren Inkrafttreten sind die bis-
herigen speziellen sicherheitstechnischen Regeln 
weiter anzuwenden. Das gilt auch in dem von Ihnen 
genannten Bereich der landwirtschaftlichen Maschi-
nen. 
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Wegen des Weitergeltens der bisher gültig ge-

wesenen Regeln neben den Grundsicherheitsnormen 
entstehen durch deren Bezeichnung keine zusätz-
lichen Kosten bei der Produktion landwirtschaftlicher 
Maschinen. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich bemerken: Der 
Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Fachinstitu-
tionen DIN 31 001 Blatt 1 ablehnen. Die Erstellung 
besonderer Fachbereichsnormen wird von der Bun-
desregierung unterstützt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß durch die Bezeichnung 
von neuen sicherheitstechnischen Normen in der 
Verwaltungsvorschrift zum Gesetz über technische 
Arbeitsmittel — wenn nicht de jure, so doch de 
facto — neue Handelshemmnisse entstehen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zu-
nächst einmal gelten noch die alten Bestimmungen 
weiter. Die Übergangsfrist beträgt 18 Monate. 
Außerdem ist, wie ich bereits vorhin ausführte, be-
absichtigt, für den Landmaschinenbereich noch spe-
zielle Regelungen zu treffen. Ich will nicht ver-
kennen, daß allgemein durch Sicherheitsnormen 
auch einmal Kosten entstehen können. Wenn da-
durch aber die Zahl der Unfälle im landwirtschaft-
lichen Bereich vermindert wird, sollte uns der Preis 
recht sein. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, diese möglichen Handelshemm-
nisse im Interesse der deutschen Landwirtschaft und 
der Landmaschinenindustrie durch harmonisierte 
Regelwerke in der Europäischen Gemeinschaft zu 
verhindern oder zu beseitigen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, unser 
Ziel muß es, glaube ich, nicht sein, solche Vorschrif-
ten zu verhindern, sondern wir müssen uns dafür 
einsetzen, daß einheitliche Regelungen im euro-
päischen Bereich Gültigkeit finden. Ich hoffe, daß 
uns das auch gelingen wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es stehen Ihnen vier Zu-
satzfragen zu; Sie haben also noch eine Frage, die 
dritte. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß durch die DIN 31 001 
Blatt 1 in vielen Fällen bereits heute ein Schutz-
niveau gefordert wird, das erheblich über dem der-
zeitigen Erfahrungsstand der zuständigen Fachbe-
rufsgenossenschaften liegt und demzufolge unnötige 
Kosten verursacht? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
alten Regelungen gelten ja derzeit weiter. Wir wer

-

den natürlich die neuen Regelungen für den land-
wirtschaftlichen Bereich nur nach eingehender Bera-
tung mit den zuständigen Gremien einführen, so 
daß sich derzeit von der Kostenseite her gar nichts 
verändert. Wenn ich das richtig sehe, ist man hier 
insbesondere seitens des Ministeriums auch bemüht, 
eine Abstimmung mit den jeweiligen Vertretern der 
Interessen des Landmaschinenbaus herbeizuführen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Letzte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung auch bekannt, daß durch die vorbehalt-
lose Anwendung der jetzigen DIN 31 001 technolo-
gische Entwicklungsrichtungen in erheblichem Um-
fang abgeblockt werden? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mög-
licherweise geraten technische Entwicklungen und 
Unfallverhütungsvorschriften gelegentlich in Wider-
spruch zueinander. Ich habe aber aus eigener Erfah-
rung eigentlich nur folgenden Schluß zu ziehen: Es 
ist denkbar, daß unsere Produkte insbesondere im 
Ausland auch deshalb gekauft werden, weil der 
Käufer weiß, daß man hier eine unfallsichere Anlage 
kauft, eine gute Maschine, die alle Bereiche der Un-
fallverhütung abdeckt und international einen be-
sonderen Standard hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Grützmann. 

Frau Grützmann (SPD) : Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung dafür sorgen, daß die Betrof-
fenen von dieser Ihrer Antwort auch Kenntnis er-
langen? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, den 
Vertretern der Landmaschinen- und Ackerschlepper-
vereinigung hat der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung in einem Gespräch am 2. Dezember, 
also gestern, zugesagt, an die mit der Durchführung 
des Maschinenschutzgesetzes befaßten Stellen ein 
klärendes Rundschreiben zu richten. Damit dürften 
auch einige der Sorgen behoben werden, die der 
Herr Kollege Ey vorhin geäußert hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage mehr. 

Die Frage 17 des Abgeordneten Gallus wird schrift-
lich beantwortet, da der Herr Abgeordnete nicht im 
Saal ist. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich komme zur Frage 18 des Abgeordneten Eng-
holm: 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen kassenärzt-
liche Vereinigungen die Errichtung eines Ärztezentrums davon 
abhängig gemacht haben, daß ihnen gemeindeeigene Grundstücke 
weit unter dem amtlich festgestellten Verkehrswert verkauft 
würden, und wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustellen, 
daß die ärztliche Versorgung insbesondere der Bevölkerung in 
ländlichen Räumen in jedem Fall gewährleistet wird und nicht 
von der Finanzkraft einer Kommune abhängig gemacht werden 
kann? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Eng-
holm, Fälle der von Ihnen beschriebenen Art sind 
mir nicht bekanntgeworden. 
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Parl. Staatssekretär Buschfort 
Ich darf dazu anmerken, daß die Sicherstellung 

der kassenärztlichen Versorgung Aufgabe der kas-
senärztlichen Vereinigungen in den Ländern ist. Sie 
unterstehen der Rechtsaufsicht der zuständigen Ar-
beitsminister der Länder oder Senatoren für Arbeit. 
Sofern Sie bei Ihrer Frage von einem besonderen 
Fall ausgehen, bin ich auch gern bereit, den Sach-
verhalt der zuständigen Aufsichtsbehörde zur Kennt-
nis zu geben, wenn Sie mir die entsprechenden Ein-
zelheiten mitteilen. 

Im übrigen darf ich zum zweiten Teil Ihrer Frage 
noch bemerken, daß für die Sicherstellung der ärzt-
lichen Versorgung auch in den ländlichen Gebieten 
die Bedarfssituation der versicherten Bevölkerung 
maßgeblich ist. Die Bundesregierung hat in dem 
dem Deutschen Bundestag vorliegenden Entwurf 
eines Krankenversicherungs-Weiterentwicklungsge-
setzes im kassenarztrechtlichen Teil auch Vorschläge 
unterbreitet, welche dazu beitragen sollen, daß die 
kassenärztliche Versorgung insbesondere auch in 
den ländlichen Gebieten langfristig sichergestellt 
werden kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Engholm. 

Engholm (SPD) : Darf ich Sie dann auf das Beispiel 
Trittau in Schleswig-Holstein hinweisen, Herr Staats-
sekretär, wo die Kassenärztliche Vereinigung 10 DM 
je Quadratmeter bei einem tatsächlichen, auch von 
der Kommunalaufsicht attestierten Wert von 100 DM 
je Quadratmeter geboten und bei Nichtrealisierung 
des Grundstücksverkaufes von dem Bau eines Ärzte-
zentrums abgesehen hat, und würden Sie mir in die-
sem Falle zustimmen, daß das ein Beispiel eines 
eklatanten Mißverhältnisses der Macht Kassenärzt-
licher Vereinigungen gegenüber den geringen Ein-
flußmöglichkeiten der Gemeinden ist? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
höre das mit Interesse und werde veranlassen, daß 
sich unser Haus dieses Vorganges annimmt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich rufe die Frage 19 des 
Abgeordneten Dr. Wernitz auf: 

Wieviel Kindergeldfälle, bei denen die nach dem Bundeskinder-
geldgesetz notwendigen Beweismittel bislang nicht vorlagen, 
müssen im Zusammenhang mit der Neuordnung des Familien-
lastenausgleichs von der Arbeitsverwaltung überprüft werden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wer-
nitz, bei der Bundesanstalt für Arbeit wurden bis 
Ende Oktober 1975 rund 6,15 Millionen Kindergeld-
anträge nach dem neuen Recht gestellt. Unabhängig 
von der Auszahlung des Kindergeldes sind bei rund 
2,65 Millionen dieser Anträge noch die entsprechen-
den Nachweise über die Kinder zu führen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, bitte 
sehr. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, bis wann 
rechnen Sie mit der Abwicklung dieser Überprüfung? 

Buschfort, Par]. Staatssekretär: Herr Präsident, 
Herr Kollege Wernitz, wenn Sie gestatten, möchte 
ich jetzt gern Ihre zweite Frage beantworten, weil 
sich daraus schon einiges ergibt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. Dann rufe ich auch die Frage 20 des 
Abgeordneten Dr. Wernitz auf: 

Nach welchem Verfahren wird der Abgleich der Angaben auf 
den Kindergeldanträgen mit den Bestandsangaben im Einwoh-
nermeldewesen durchgeführt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Die Bundesanstalt 
hat zwei neue Nachweisverfahren entwickelt, die 
eine Mitwirkung der Kindergeldberechtigten bis auf 
wenige Ausnahmen nicht mehr erfordern. Den An-
tragstellern wird damit der Weg zu den Meldebehör-
den erspart und der Arbeitsanfall der Einwohner-
meldebehörden erheblich vermindert. 

Im Rahmen des ersten Nachweisverfahrens erhal-
ten die Einwohnermeldeämter künftig unmittelbar 
vom Arbeitsamt maschinell vorbereitete und nach 
Einwohnermeldeämtern sowie alphabetisch geord-
nete Familienstandsbescheinigungen. Diese lassen 
sich schnell, rationell und ohne Schwierigkeiten mit 
den Unterlagen der Einwohnermeldebehörden ver-
gleichen. 

Soweit die Gemeinden bereits jetzt an einem 
Datenträgeraustausch teilnehmen können, kann in 
einem zweiten Nachweisverfahren dieser Abgleich 
der Daten der Kindergeldanträge mit den Bestands-
angaben bei den Einwohnermeldeämtern ab Januar 
1976 unmittelbar zwischen Arbeitsämtern und Ein-
wohnermeldeämtern durchgeführt werden. Die Bun-
desanstalt prüft zur Zeit mit den zuständigen Be-
hörden der Länder noch ausstehende Einzelfragen 
dieses Datenabgleiches. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD): Herr Staatssekretär: eine Zu-
satzfrage habe ich bereits gestellt; ich darf an diese 
noch einmal erinnern. Im übrigen möchte ich Sie 
in dem Zusammenhang fragen, ob ich Sie richtig ver-
standen habe bezüglich der beiden Verfahren, auf 
die Sie hinweisen: daß a) ein differenzierter Einsatz 
der automatisierten Datenverarbeitung dort möglich 
ist, wo die Voraussetzungen gegeben sind, und daß 
b) dort, wo eben nur die manuellen Abgleichmöglich-
keiten bestehen, das konventionelle Verfahren zum 
Tragen kommt? 

Buschfort, Parl. Staatssekretär: Ja. Es ist unser 
Ziel, die Datenverarbeitung einzusetzen, soweit wir 
das können; einmal aus Kostenersparnisgründen 
und aus personellen Gründen sowie auch wegen der 
Beschleunigung des Verfahrens. Bei den anderen 
Meldebehörden wird es nach wie vor notwendig 
sein, das manuelle Verfahren anzuwenden. Ich bin 
mir auch darüber im klaren, daß dann immer noch 
ein Restposten von Beanstandungen übrigbleiben 
wird, insbesondere bei unseren ausländischen Ar-
beitnehmern, weil dort doch gelegentlich große 
Schwierigkeiten auftreten. Die Problematik ist jedem 
Abgeordneten mehr oder weniger bekannt. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, das heißt 
also, daß die zu diesem Zweck eingesetzte Arbeits-
gruppe zu einem positiven Ergebnis gekommen ist? 

Buschfort, Pari. Staatssekretär: Mein Eindruck ist 
— ich habe mich noch einmal vergewissert —, daß 
man zuversichtlich ist, die Datenverarbeitung einset-
zen zu können und damit eine beachtliche Beschleu-
nigung des Verfahrens zu erzielen. Allerdings sind 
noch abschließende Gespräche über Details notwen-
dig. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Frage 21 des Abgeordneten Ziegler wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 22 des Abgeordneten Dr. Götz wird 
ebenfalls schriftlich beantwortet, da der Abgeordnete 
nicht im Saale ist. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wie ich höre, ist der Parlamentarische Staats-
sekretär Dr. Glotz durch eine Sitzung des Vermitt-
lungsausschusses aufgehalten. Demgemäß kommen 
wir zuerst zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern. Der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Baum steht zur Verfügung. 
Wir kommen zu Frage 29 des Abgeordneten Mölle-
mann: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, inwie-
weit in einzelnen Bundesländern bei Einstellung von Lehrern 
Bewerber aus anderen Bundesländern benachteiligt oder gar 
grundsätzlich abgelehnt werden, und wie beurteilt die Bundes-
regierung derartige Praktiken, insbesondere im Hinblick auf 
Artikel 33 des Grundgesetzes und entsprechender bundesrecht-
licher Rahmenvorschriften, und sieht sie Möglichkeiten, durch 
weitere gesetzgeberische Maßnahmen oder durch Verhandlun-
gen mit den Ländern die Praktizierung derartiger „Landeskin-
derklauseln" zu unterbinden? 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Möllemann, der Bundesre-
gierung liegen bisher keine Erkenntnisse darüber 
vor, daß einzelne Bundesländer bei der Einstellung 
von Lehrern Bewerber aus anderen Bundesländern 
benachteiligen oder grundsätzlich ablehnen. Eine 
rechtliche Beurteilung, nach der Sie fragen, würde 
ohne die Kenntnis der näheren konkreten Einzelhei-
ten Gefahr laufen, von falschen Voraussetzungen 
auszugehen. Dieser Gefahr möchte sich die Bundes-
regierung um so weniger aussetzen, als die von 
Ihnen angesprochenen Vorgänge, wenn sie sich tat-
sächlich zugetragen haben, in erster Linie in den 
Verantwortungsbereich der betreffenden Länder fal-
len. 
Ich kann hier nur zur Rechtslage allgemein darauf 

hinweisen, daß nach Art. 33 Abs. 2 GG der Zugang 
zu den Beamtenlaufbahnen nur von Eignung, Be-
fähigung und fachlicher Leistung abhängig gemacht 
werden darf. § 7 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
schreibt bindend vor, daß Ernennungen nach Eig-
nung, Befähigung und fachlicher Leistung ohne Rück-
sicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, 
religiöse oder politische Anschauungen, Herkunft 
oder Beziehungen vorzunehmen sind. 

Die Bundesregierung sieht nach alledem, Herr 
Kollege, keine Veranlassung, gesetzgeberische Maß-
nahmen zu ergreifen oder in Verhandlungen mit den 
Ländern einzutreten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage! 

Möllemann (FDP) : Herr Staatssekretär, was wird 
die Bundesregierung tun, wenn man ihr belegt — 
und dies ist möglich —, daß das Land Niedersach-
sen in einer Verfügung vorschreibt, daß bei der 
Einstellung in den Schuldienst zunächst die Landes-
kinder heranzuziehen sind? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich wäre Ihnen sehr 
dankbar, Herr Kollege, wenn Sie mir Beispiele 
nennen könnten. Ich werde dann der Sache nach-
gehen und Ihnen Auskunft geben, wenn ich den 
konkreten Einzelfall kenne. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. — 

Dann  komme ich zu Frage 30 des Abgeordneten 
Pensky. 

Inwieweit — und gegebenenfalls mit welchem Ergebnis — ist 
die Bundesregierung den in der Presse erhobenen Vorwürfen 
nachgegangen, wonach das bei den Polizeien des Bundes und 
der Länder eingeführte Sprühmittel „chemical mace" erheblich 
gesundheitsgefährdend sowohl für die das Mittel anwendenden 
Polizeibeamten wie auch für Personen, gegen die das Mittel an-
gewendet wird, ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pensky, 
bei Anwendung von Zwang durch staatliche Organe 
ist stets der rechtsstaatliche Grundsatz zu beach-
ten, daß nur das mildeste, geeignete, erforderliche 
und verhältnismäßige Mittel einzusetzen ist. Bund 
und Länder sind daher seit Jahren bemüht, die Aus-
wahl technischer Zwangsmittel mit abgestufter 
Wirkung zu vergrößern, damit die Vollzugsbeam-
ten diesem Grundsatz im Einsatz entsprechen kön-
nen. Reizstoffe gehören seit Jahrzehnten zu den 
technischen Zwangsmitteln der Polizei. Das Reiz-
stoffsprühgerät „Chemical Mace MK V" wird in an-
deren Ländern seit Jahren von der Polizei einge-
setzt; in den USA seit etwa zehn Jahren. Dieses 
Einsatzmittel macht den Gebrauch anderer Zwangs-
mittel wie etwa des Schlagstocks und der Schuß-
waffe in vielen Fällen überflüssig. 

Auf Grund der im Ausland gemachten positiven 
Erfahrungen hat der Arbeitskreis II der Arbeits-
gemeinschaft der Innenministerien der Länder der 
Einführung dieses Geräts im Jahre 1974 zugestimmt. 
Zuvor waren ärztliche Gutachten hinsichtlich der 
Unschädlichkeit eingeholt worden. Der AK II be-
schloß auch eine detaillierte Bedienungsanleitung. 
Nachdem es sich im Einsatz der Polizeibehörden 
mehrerer Länder bewährt hatte, wurden im Jahre 
1975 auch der Bundesgrenzschutz und die Bereit-
schaftspolizeien der Länder in die Beschaffung ein-
bezogen. 

Die in Publikationsorganen wiederholt erhobenen 
Vorwürfe, daß der Reizstoff CM zu erheblichen 
Gesundheitsschäden führen und sogar tödlich wir-
ken könne, wurden von den Innenministerien über-
prüft. Die Vorwürfe hielten einer fachlichen Nach-
prüfung nicht stand. Spätfolgen wurden im Zusam- 
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Parl. Staatssekretär Baum 
menhang mit der Verwendung des Reizstoffsprüh

-

gerätes Chemical Mace MK V bisher nicht bekannt. 

In der Justizvollzugsanstalt Kassel konnte am 
11. August dieses Jahres ein Geiselnehmer mit Hilfe 
dieses Reizstoffsprühgerätes überwältigt werden. 
Obwohl der Reizstoff in einem geschlossenen Raum 
unmittelbar gegen ihn eingesetzt wurde, traten bis 
auf geringe Rötungen im Augenweiß bei ihm keine 
Folgen ein. 

In jüngster Zeit, Herr Kollege, ist die Vermutung 
des Washingtoner Polizeiarztes veröffentlicht wor-
den, daß Polizeibeamte einem erhöhten Risiko der 
Hautkrebserkrankung ausgesetzt sein könnten, 
wenn sie über längere Zeit häufig mit dem Reizstoff 
in Berührung kommen. Daraufhin haben verschie-
dene Behörden der Polizei im Auftrag der Innen-
minister des Bundes und der Länder unverzüglich 
Eilanfragen an die zuständigen Polizeibehörden und 
Forschungsstellen in den USA und in Großbritan-
nien gerichtet, um Aufschlüsse über tatsächliche 
Anhaltspunkte für diese Vermutungen zu erhalten. 
Die Ergebnisse der Anfragen liegen im Augenblick 
noch nicht vor, obwohl wir gedrängt haben, Herr 
Kollege. Die Bundesregierung wird dem Bundestag 
unverzüglich berichten, nämlich erstens über den 
Inhalt der Antworten und zweitens ob auf Grund 
der Antworten Maßnahmen zu treffen sind und ge-
gebenenfalls welche Maßnahmen getroffen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage! 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die Proble-
matik auch daraufhin überprüft worden, ob es den 
Tatsachen entspricht, daß der Wirkstoff der „chemi-
schen Keule", wie „Chemical Mace" auch genannt 
wird, zu den Weißkreuzkampfstoffen gehört, deren 
militärische Anwendung durch internationale Über-
einkünfte weltweit geächtet ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kenne die Angaben in dem Zeitungsartikel, auf den 
Sie sich offenbar beziehen. Wir sind dabei, das zu 
prüfen. Es wird bisher nicht angenommen, daß die-
ser Stoff zu den international geächteten Kampfstof-
fen gehört. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich davon 
ausgehen, daß Sie bereit wären, wenn sich die Be-
denken und Vorwürfe, die teilweise erhoben wor-
den sind, bestätigen sollten, unverzüglich die wei-
tere Belieferung der Polizeien einzustellen und die 
bereits ausgelieferten Instrumente wieder einzu-
ziehen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
selbstverständlich gern bereit, dann mit den Innen-
ministerien der Länder, die im wesentlichen für den 
Einsatz verantwortlich sind, in Verhandlungen ein-
zutreten, wenn sich etwa herausstellen sollte, daß 
die Vermutungen, die der Washingtoner Polizeiarzt 
geäußert hat, berechtigt sind. 

Im übrigen bitte ich, immer zu bedenken, daß die-
ser Wirkstoff — so unangenehm er auch sein mag — 
den  Einsatz anderer Mittel überflüssig macht. Eben 
wurde der Zuruf gemacht: „Dann wird wieder ge-
schossen!" Ich möchte das nicht so allgemein sagen, 
aber die Alternative wäre in vielen Fällen, so auch 
in dem von mir erwähnten Fall in Kassel, immer 
wieder der Schuß. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her-
ren, auf der Diplomatentribüne haben Teilnehmerin-
nen eines internationalen Expertentreffens der 
UNESCO zur Planung eines Austauschprojekts für 
Frauen zur Verbesserung des Status der Frauen in 
der Gesellschaft Platz genommen. Ich darf die Da-
men im Jahr der Frau besonders herzlich begrüßen. 

(Allgemeiner Beifall) 

Ich rufe die Frage 31 des Abgeordneten Pensky 
auf: 

Wie steht die Bundesregierung dazu, daß „chemical mace" oder 
ähnliche Mittel im freien Handel feilgeboten werden? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Geräte der Firma 
Chemical Mace und ähnliche Geräte bzw. Mittel 
werden zum Zwecke der Selbstverteidigung auch 
im zivilen Bereich verwendet. Der entscheidende 
Unterschied zwischen der Verwendung im polizei-
lichen Einsatz und der zivilen Verwendung besteht 
jedoch darin, daß ihre Anwendung im ersteren Fall 
nur nach gründlicher Schulung der die Geräte ein-
setzenden Beamten zulässig ist, während im pri-
vaten Bereich im allgemeinen eben nicht sachkun-
dige Personen die Geräte anwenden. 

Deshalb unterliegen Geräte mit einer größeren 
Reichweite und Gefährlichkeit einer waffenrecht-
lichen Kontrolle. Nach § 4 Abs. 1 der Ersten Ver-
ordnung zum Waffengesetz sind die für Selbst-
ladewaffen geltenden Vorschriften des Waffenge-
setzes auch auf tragbare Geräte anzuwenden, die, 
ohne Schußwaffen zu sein, zum Angriff oder zur 
Verteidigung bestimmt sind und bei denen durch 
ein gezieltes Versprühen von Reiz- oder anderen 
Wirkstoffen in einer Entfernung von mehr als zwei 
Metern auf Menschen eingewirkt werden kann. 
Geräte, bei denen diese Voraussetzungen gegeben 
sind, dürfen nur gegen Vorlage einer behördlichen 
Erlaubnis — Waffenbesitzkarte — vertrieben und 
anderen überlassen werden. Ferner müssen die 
Geräte und die aus ihnen versprühten Reizstoffe 
den in Abschnitt I der Zweiten Verordnung zum 
Waffengesetz festgelegten Anforderungen an ihre 
Beschaffenheit, Zusammensetzung und höchstzuläs-
sige Menge entsprechen. 

Außerdem ist anläßlich einer Neufassung der 
Ersten Verordnung zum Waffengesetz vorgesehen, 
die Hersteller und Händler allgemein zu verpflich-
ten, jedem derartigen Gerät eine Bedienungsanlei-
tung beizugeben. 

Mir sind Fälle des Mißbrauchs bekanntgeworden, 
des Verstoßes gegen diese Vorschrift. Herr Kol-
lege, wir haben bei den betreffenden Landesmini-
stern sofort veranlaßt, daß der freie Verkauf dort, 
wo er entgegen der Vorschriften erfolgte, unterbun-
den wurde. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pensky. 

Pensky (SPD) : Herr Staatssekretär, ich kann also 
davon ausgehen, daß Sie auch diese sogenannte 
„chemische Keule", die im freien Handel vertrieben 
und beispielsweise in Boulevardblättern angeboten 
wird, als eine Gefahr für die Sicherheit und Ord-
nung in unserem Staate ansehen und daß Sie diesen 
neuerlichen Veröffentlichungen nachgehen, die in 
einem Boulevardblatt erschienen sind? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Es sind hier strenge 
Vorschriften zu beachten. Für die wirklich gefähr-
liche Anwendung, also diejenige, die über den von 
mir genannten Entfernungsbereich hinausgeht, ist 
eine Waffenbesitzkarte erforderlich. Wir sind bisher 
allen Fällen nachgegangen, in denen gegen diese 
Vorschrift gehandelt wurde, und werden dies auch 
künftig tun. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 32 der Frau Abgeordneten 
Dr. Däubler-Gmelin auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Raumpflegerinnen, 
die regelmäßig Möbel und Böden in staatlichen Forstämtern 
pflegen, Gewähr für das jederzeitige Eintreten für die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung bieten müssen, und sieht die 
Bundesregierung Unterschiede, wenn diese Putzfrauen nicht 
direkt als Arbeitnehmerinnen bei staatlichen Forstämtern ange-
stellt sind, sondern dieselbe Tätigkeit als Angestellte einer 
privaten Reinigungsfirma ausüben? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, in Ihrer 
Frage sprechen Sie Arbeitnehmer im Landesdienst 
an. Ohne in die Zuständigkeit der Länder eingreifen 
zu wollen, darf ich mir den Hinweis erlauben, daß 
die darin aufgeworfene Frage der Abgrenzung zwi-
schen dem öffentlichen Dienst einerseits und Arbeits-
verhältnissen in der Privatwirtschaft andererseits 
unter dem Aspekt der Treuepflicht bereits Gegen-
stand der Antwort auf die Frage des Herrn Kolle-
gen Sperling am 5. November gewesen ist. Auf diese 
Antwort der Bundesregierung möchte ich daher zu-
nächst Bezug nehmen. In ihr wird unter Hinweis auf 
den Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
22. Mai dieses Jahres sowie die beamtengesetz-
lichen und tarifrechtlichen Rechtsgrundlagen ausge-
führt, daß die in Rede stehende besondere Loyalität 
nur von den Angehörigen des öffentlichen Dienstes, 
nicht aber von Arbeitnehmern in der Privatwirt-
schaft gefordert wird. Dies gilt auch dann, wenn ein 
privates Unternehmen für Tätigkeiten herangezo-
gen wird, die anderwärts von Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes selbst wahrgenommen werden. 

Die Verantwortung des Staates für die ordnungs-
gemäße Erfüllung der öffentlichen Aufgaben wird 
davon nicht berührt. Ihr ist erforderlichenfalls durch 
andere geeignete Maßnahmen Rechnung zu tragen. 
Einer Übertragung spezifischer Grundsätze des 
öffentlichen Dienstes auf Arbeitsverhältnisse außer-
halb des öffentlichen Dienstes bedarf es dazu nicht. 
Eine solche Übertragung wäre auch nicht sachge-
recht, denn die den Rechtsverhältnissen des öffent-
lichen Dienstes eigentümliche Loyalitätspflicht kann 

nicht isoliert gesehen werden. Sie hat ihren Platz 
vielmehr im Gesamtrahmen der auf die Bedürfnisse 
des öffentlichen Dienstes ausgerichteten Vorschrif-
ten. 

Frau Dr. Däubler -Gmelin (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, wären Sie so freundlich, mir die politische Beur-
teilung dieses Sachverhalts durch die Bundesregie-
rung kurz mitzuteilen? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, wir 
sind in unserer Beurteilung an den Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts gebunden, den ich eben 
zitiert habe. In diesem Beschluß wird — jedenfalls 
für den Beamtenbereich ganz deutlich ausge-
führt, daß eine Differenzierung nach Tätigkeiten, 
nach Funktionen nicht möglich ist. Wir haben außer-
dem zur Kenntnis nehmen müssen, daß — was die 
Angestellten angeht — eine ähnliche Loyalitäts-
pflicht gefordert wird. Wir prüfen noch, inwieweit 
dies auch auf die Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst, um die es hier ja geht, anwendbar ist, wo-
bei wir berücksichtigen müssen, daß es zu diesem 
Punkt auch Tarifverträge — nämlich Manteltarif-
verträge — gibt, die wiederum einen anderen Wort-
laut im Hinblick auf Verfassungstreue haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zusatzfrage 
der Frau Abgeordneten Dr. Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler -Gmelin (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, ich kenne natürlich den Beschluß des Bundes-
verfassungsgerichts und weiß auch, daß diese ver-
schiedenen Formen der Ausübung gleicher Tätig-
keiten in der Praxis tatsächlich vorkommen. Den-
noch ist mir der Sinn — weniger die juristische 
Zwangsläufigkeit — einer solchen Regelung bisher 
verschlossen geblieben. Vielleicht können Sie mir 
da etwas helfen. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, auch 
ich habe den Beschluß sehr eingehend studiert und 
versucht, ihm einen Sinn gerade in diesem Punkte 
abzugewinnen. Es gibt natürlich Erklärungen dafür. 
Eine hat der Kollege Schmude in der letzten Frage-
stunde hier dargestellt; diese Erklärung steht mit 
dem Funktionieren der gesamten öffentlichen Ver-
waltung im Zusammenhang. Aber sicherlich wird 
man diese Frage noch vertiefen müssen. Wir sind 
hier aber nicht allein nach unserer politischen Be-
urteilung gefragt, sondern gehalten, den Beschluß 
des Verfassungsgerichtes zu interpretieren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es dann so, 
daß bei der von der Opposition angestrebten Pri-
vatisierung kommunaler Dienste oder auch der Bun-
desbahn oder der Bundespost sogenannte Verfas-
sungsfeinde ihre bisherige Tätigkeit fortsetzen 
könnten? 
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Baum, Parl. Staatssekretär: Das wird man so all-
gemein nicht sagen können. Auch dann wird sicher-
gestellt werden müssen, daß öffentliche Aufgaben 
ungefährdet erfüllt werden. Es ist aber in der Tat 
so, daß für diese privatrechtlichen Arbeitsverhält-
nisse diese Anforderungen grundsätzlich nicht gel-
ten. Möglicherweise ist das ein Anreiz für weitere 
Privatisierungsinitiativen in diesem Lande. 

(Seiters [CDU/CSU] : Der Gansel würde 
dann nicht eingestellt!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Sperling! 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, da Rechts-
sätze und Gerichtsurteile doch einen Sinn enthalten 
müssen: Ist es der Bundesregierung nicht möglich, 
zu erklären, warum die Treuepflicht der Mitarbeiter 
des öffentlichen Dienstes sich ungeachtet des Inhalts 
ihrer Tätigkeit, also unabhängig davon, ob jemand 
Kinder erzieht oder Möbel putzt, gleichbehandelt 
sehen muß? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Pro-
blematik liegt ja auf der Hand. Das Gericht ver-
bietet diese Differenzierung und gibt dafür die 
Erklärung, die Herr Kollege Schmude hier in der 
letzten Fragestunde zitiert hat. Ich möchte es mir 
ersparen, das hier zu wiederholen. Dies ist die 
Ausgangslage, und daran sind wir zunächst einmal 
gebunden. Das Gericht hat dies im Blick auf die 
Beamten dezidiert so gesagt. Es wird also kein 
Unterschied nach der Art der Tätigkeit gemacht. 
Es wird vielmehr auf die Art des Dienstverhältnis-
ses, auf die Art der Beziehungen zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer abgestellt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Noch eine Zusatzfrage? 
— Nicht mehr. 

Dann komme ich zur Frage 33 des Herrn Abge-
ordneten Milz. — Er ist nicht im Saale. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich komme zur Frage 34 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hupka: 

Ist der Bundesregierung das Erscheinen eines Raubdrucks aus 
der Dokumentation über die Kriegsgefangenenlager bekannt, und 
ist bejahendenfalls darauf zurückzuführen, daß nunmehr dem 
deutschen Verleger die Veröffentlichung der Dokumentation im 
Buchhandel von der Bundesregierung freigegeben worden ist? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hupka, der Bundesregierung ist das Erscheinen einer 
Veröffentlichung über das Schicksal der deutschen 
Kriegsgefangenen des Zweiten Weltkriegs in Ost-
europa, bei der die Dokumentation der wissenschaft-
lichen Kommission zur Geschichte der deutschen 
Kriegsgefangenen verwendet worden ist, bekannt. 
Diese Veröffentlichung war auf der Frankfurter 
Buchmesse dieses Jahres angekündigt, sie ist seit 
kurzer Zeit im Handel. Ob es sich bei dieser Ver-
öffentlichung um einen Raubdruck oder um eine 
selbständige Arbeit mit erlaubten Zitaten handelt, 

wird zur Zeit noch geprüft. Jedenfalls ist diese Ver-
öffentlichung keine vom Herausgeber oder von der 
wissenschaftlichen Kommission autorisierte Kurz-
fassung. 

Der Vertrieb der von dieser Veröffentlichung 
streng zu unterscheidenden, von Professor Dr. Masch-
ke herausgegebenen, von einer fachkundigen wis-
senschaftlichen Kommission erstellten Dokumenta-
tion zur Geschichte der deutschen Kriegsgefangenen 
des Zweiten Weltkrieges war — wie in diesem 
Hause wiederholt dargelegt — von Anfang an vor-
gesehen. Jedoch sollte eine Entscheidung erst nach 
Vorliegen der gesamten Dokumentationsreihe ge-
troffen werden. Diese Voraussetzung ist erst vor 
kurzem eingetreten. Eines Anstoßes durch die von 
Ihnen genannte Veröffentlichung, sei sie ein Raub-
druck oder nicht, bedurfte es dazu nicht. 

Die Auflagenhöhe, die Sie, Herr Kollege Hupka, 
in der Fragestunde der vergangenen Woche ange-
sprochen haben, ist bei den einzelnen Bänden unter-
schiedlich. Ich habe hier eine Liste bei mir, die ich 
Ihnen übergeben kann, der Sie entnehmen können, 
welche Stückzahl zur Verfügung steht. Ich gehe im 
übrigen davon aus, daß der Verlag schon aus seinem 
verlegerischen Interesse heraus eine ausreichende 
Auflage bereitstellen wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie 
haben in der Antwort soeben ausgeführt, daß die 
Dokumentation erst vor kurzem abgeschlossen wor-
den sei. Dieser Ausdruck „vor kurzem" erscheint mir 
nicht angebracht, da der Abschluß der Dokumenta-
tion wohl schon, glaube ich, ein Jahr zurückliegt. 
Der Verlag hat sehr lange darauf gewartet, daß er 
vom Innenministerium endlich „grünes Licht" er-
hält. 

Baum, Parl. Staatssekretär: Nach meinen Informa-
tionen, Herr Kollege, ist die Reihe, die aus 22 Bän-
den besteht, erst in diesem Jahre abgeschlossen wor-
den. Der letzte Band wurde erst in diesem Jahre 
vorgelegt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Sie haben, Herr Staats-
sekretär, in der vorigen Woche in Beantwortung 
meiner Frage gesagt, laut Auskunft des Verlages 
würden diese Bände jetzt der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht werden. Aber der Verlag hatte bis da-
hin von Ihnen überhaupt noch nichts erfahren, so 
daß er also auch keine Auskunft erteilen konnte. Ist 
das nun inzwischen geklärt: daß Sie das Werk frei-
gegeben haben und der Verlag nunmehr mit den 
Bänden auf den Markt kommen kann? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen schon 
in der letzten Woche erklärt, Herr Kollege, daß die 
Bände auf den Markt kommen und daß dies eine 
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Parl. Staatssekretär Baum 
Entscheidung ist, die von Anfang an, nämlich, wenn 
ich mich nicht täusche, vom Jahre 1963 an, vorge-
sehen war. Eine Veröffentlichung war immer vorge-
sehen. 

Im übrigen ist es ja so, daß sich bereits eine große 
Anzahl der Bände in zahlreichen öffentlichen Biblio-
theken befindet. Nun sind sie auch zu kaufen. Über 
die Auflagenhöhe und die Preise kann ich Sie gerne 
informieren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage? — 

Der  Herr Kollege Schröder (Wilhelminenhof) hat 
um schriftliche Beantwortung der von ihm einge-
brachten Fragen 35 und 36 gebeten. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 

Ich komme zur Frage 37 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Jens: 

Wird die Bundesregierung auf Grund des Unfalls im Kernkraft-
werk Gundremmingen Sicherheitsbestimmungen schärfer formu-
lieren und ihre Vorausschätzungen für die Verwendung von 
Atomenergie im Energieprogramm überarbeiten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Jens, 
zum ersten Teil Ihrer Frage verweise ich auf meine 
Antwort zur Frage des Kollegen Dr. Wernitz nach 
den aus dem Unfall zu ziehenden Konsequenzen, die 
ich in der Fragestunde der letzten Woche erteilt 
habe, und auf den Bericht, den Herr Staatssekretär 
Dr. Hartkopf am 26. November dem Innenausschuß 
des Deutschen Bundestages gegeben hat. 

Zusammenfassend stelle ich noch einmal fest: 

Erstens. Es handelt sich bei dem Betriebsunfall im 
Kernkraftwerk Gundremmingen nicht um einen 
reaktortypischen Störfall, sondern um einen Unfall, 
wie er im konventionellen Bereich der Technik mit 
einer Häufigkeit der Größenordnung einmal pro 
Jahr vorkommt. 

Zweitens. Dennoch hat der Bundesminister des 
Innern im Hinblick auf das besondere Gefährdungs-
potential eines Kernkraftwerkes den Unfall zum An-
laß genommen, die einschlägigen Regelungen und 
Vorschriften zur Verhütung von Unfällen einer ge-
zielten Überprüfung bezüglich ihrer Anwendung bei 
Kernkraftwerken zuzuführen. 

Drittens. Er hat deshalb die Länder angewiesen, 
diese Überprüfung für in Betrieb oder Inbetrieb-
nahme befindliche Kernkraftwerke durchzuführen 
und binnen 60 Tagen über das Ergebnis zu berich-
ten. 

Ferner hat er vorbehaltlich einer endgültigen Be-
urteilung die Länder angewiesen, dafür zu sorgen, 
daß bis auf weiteres derartige Wartungs- und Re-
paraturarbeiten in Kernkraftwerken nur nach Begut-
achtung und Freigabe durch einen unabhängigen 
Sachverständigen ausgeführt werden. 

Zum zweiten Teil der Frage, ob nämlich die Bun-
desregierung auf Grund des Unfalls ihre Voraus-
schätzungen für die Verwendung der Kernenergie 
im Energieprogramm überarbeiten wird, möchte ich 
erklären, daß dieser Unfall aus der Sicht des Bun-
desministers des Innern kein Anlaß zu einer Über

-

arbeitung dieses Teils des Energieprogramms ist. 
Allerdings müssen zur Erreichung des gesteckten 
Zieles — das möchte ich an dieser Stelle noch ein-
mal betonen — die in der ersten Fortschreibung des 
Energieprogramms unter Punkt 63 genannten Vor-
aussetzungen erfüllt werden. Dazu gehört insbeson-
dere die Fortschreibung der Sicherheitstechnik. Be-
züglich des Aspekts Wartungs- und Reparaturfreund-
lichkeit von Kernkraftwerken geht der Bundesmi-
nister des Innern insbesondere davon aus, daß die-
sem Gesichtspunkt bereits bei der Planung der Kern-
kraftwerke in einer Weise Rechnung getragen wird, 
daß die Sicherheitserfordernisse mit Vorrang er-
füllt werden. 

Im übrigen möchte ich Sie auf die bevorstehende 
Debatte zur Antwort der Bundesregierung auf die 
Anfrage der Koalitionsfraktionen zur friedlichen 
Nutzung der Kernenergie hinweisen, die ja in Kürze 
in diesem Hause stattfinden wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, wird nicht 
unter Umständen doch die Sicherheit der Versor-
gung mit Atomstrom durch die Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen zu hoch eingeschätzt? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es be-
steht gerade unter dem von mir genannten Gesichts-
punkt einer Fortschreibung der Sicherheitsanforde-
rungen und angesichts der Sorgfalt, mit der das jetzt 
geschieht, eigentlich kein Anlaß, hier auf ein Ver-
sorgungsrisiko hinzuweisen. Eine andere Frage ist, 
wie das Problem aus der Sicht der Energiewirtschaft 
beurteilt werden muß. Aber das ist nicht meine 
Kompetenz. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD) : Herr Staatssekretär, zieht die Bun-
desregierung unter Umständen Konsequenzen aus 
der Verunsicherung der Bevölkerung, die nach die-
sem Unfall in Gundremmingen durch Veröffent-
lichungen der zuständigen bayerischen Behörden 
entstanden ist? 

Baum, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat schon in der letzten Woche gesagt, daß restlose 
Aufklärung und Offenheit erforderlich sind, daß in 
jedem Stadium der Stand der Untersuchung offen-
gelegt werden muß und daß, wenn es notwendig 
erscheint, auch weitere Konsequenzen gezogen wer-
den müssen. Ich gebe zu, daß nach diesem Prinzip 
in diesem Fall nicht voll gehandelt worden ist, aber 
der Bayerischen Staatsregierung ist kein Vorwurf 
zu machen, sondern in diesem konkreten Fall einer 
anderen Stelle. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Fragen 38 und 39 
des Herrn Abgeordneten Spranger werden auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. — Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Meine Damen und Herren, es ist mir mitgeteilt 
worden, daß sich die Fragesteller mit dem zuständi-
gen Ministerium dahin gehend geeinigt haben, daß 
die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Bildung und Wissenschaft erst in der 
morgigen Fragestunde aufgerufen werden. 

Ich komme damit zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Justiz. Zur Beantwortung steht 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. de With 
zur Verfügung. Zunächst die Frage 40 des Abge-
ordneten Dr. Schöfberger: 

Ist die Bundesregierung schon entschlossen, dem Bundestag die 
Aufhebung der Untersuchungsverschonung gegen Kaution vorzu-
schlagen, und bis wann ist gegebenenfalls mit einem Gesetz-
entwurf zu rechnen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Herr Kollege, die Bundesregierung 
beabsichtigt zur Zeit nicht, eine Änderung des § 116 
Abs. 1 Nr. 4 StPO vorzuschlagen, der die Ausset-
zung des Vollzugs eines Haftbefehls gegen Leistung 
einer angemessenen Sicherheit zuläßt. Sie hält an 
der schon in der Fragestunde am 12. Juni 1974 
erklärten Auffassung fest, daß Untersuchungshaft 
nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nur 
dann angeordnet werden darf, wenn alle anderen in 
Betracht kommenden, weniger einschneidenden 
Maßnahmen die Flucht-, Verdunkelungs- und Wie-
derholungsgefahr nicht abwenden können. Sie hält 
ferner daran fest, daß auch die Leistung einer ange-
messenen Sicherheit eine solche weniger einschnei-
dende Maßnahme sein kann. Das spricht dafür, die 
Sicherheitsleistung als gesetzliche Möglichkeit, Haft-
verschonung zu gewähren, beizubehalten. Dabei 
muß jedoch alles getan werden, um die größtmög-
liche Einzelfallgerechtigkeit zu gewährleisten und 
jede Ungleichbehandlung zwischen vermögenden 
und weniger vermögenden Beschuldigten zu vermei-
den. Die Überarbeitung der Richtlinien für das Straf-
verfahren und das Bußgeldverfahren wird voraus-
sichtlich bis Mitte nächsten Jahres abgeschlossen 
sein. Hierbei wird, wie ich bereits in der Fragestunde 
vom 12. Juni 1974 zugesagt habe, auch die Frage ge-
prüft, ob weitere Hinweise in den Richtlinien geeig-
net sein können, das Ziel größtmöglicher Einzelfall-
gerechtigkeit zu erreichen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie nach dieser Antwort mit mir der Meinung, daß 
die Untersuchungshaftverschonung gegen Kaution 
damit nach wie vor ein Begütertenprivileg bleibt 
und daß die Einzelfallgerechtigkeit nicht hergestellt 
werden kann, wenn man Verschonungssummen, 
Kautionssummen in Höhe von meheren hunderttau-
send Mark verlangt, die der Nichtbegüterte schlecht-
hin nicht aufbringen kann? 

Dr. de With, Parl. Sta a tssekretär:  Nach dein Sinn 
des Gesetzes nicht. Haftverschonung kann auch ein 
weniger begüterter oder armer Mann unter den ent

-

sprechenden Umständen erhalten. Es kommt darauf 
an, was ihn als Kaution binden kann. Die Frage, die 
hier im Raum steht, ist die, was getan werden kann, 
um sicherzustellen, daß bei den Prinzipien, die ich 
hier genannt habe, in jedem Fall Gerechtigkeit ge-
genüber jedermann gewährleistet ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Schöfberger. 

Dr. Schöfberger (SPD) : Herr Staatssekretär, sind 
Ihnen aus den Beratungen mit den Landesjustizver-
waltungen bisher schon Fälle aus der Praxis bekannt-
geworden, bei denen weniger Begüterte gegen ge-
ringere Summen — etwa 500 oder 1 000 DM — auf 
freien Fuß gesetzt worden wären? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Nach meiner Er-
innerung — ich bin gerne bereit, dies schriftlich ge-
nau zu bestätigen — gibt es Fälle, wo gegen geringe 
Summen Haftverschonung gewährt wurde. Wir sind 
dabei, statistische Erfassungen voranzutreiben, um 
einen Überblick zu bekommen. Bisher jedoch gibt es 
erst wenige Anzeichen, die in etwa eine Beurtei-
lung zuließen. Ich gehe davon aus, daß wir mehr 
wissen, wenn es an die Prüfung der Richtlinien für 
das Strafverfahren, wovon ich bereits gesprochen 
habe, herangeht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur Frage 41 
des Abgeordneten Reuschenbach: 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Tageszeitung Die 
Welt" im Zusammenhang mit dem Merex-Strafverfahren in ihren 
Ausgaben vom 11./12. Oktober 1975 und vom 25. November 1975 
über geheime Teile des Verfahrens berichtet hat und hält die 
Bundesregierung angesichts dieses Sachverhalts die bestehenden 
strafrechtlichen Vorschriften des Bundes für ausreichend? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
trifft zu, daß in dem in der „Welt" vom 11./12. Ok-
tober 1975 erschienenen Artikel „Waffenhändler und 
die illegalen Staatsaufträge" aus Ermittlungsakten 
der Staatsanwaltschaft Bonn teilweise wörtlich zi-
tiert wird, die unter Verschlußsachenschutz stehen 
und teilweise mit dem Verschlußsachengrad „Streng 
geheim" eingestuft sind. Wegen dieses Sachverhalts 
ermittelt die zuständige Staatsanwaltschaft in Dort-
mund. 

Den Artikel in der „Welt" vom 25. November 
1975 — „MERTINS — Auch die SPD wußte vom 
BND-Waffenhandel" — überprüft zur Zeit die 
Staatsanwaltschaft in Bonn auf einen eventuellen 
strafrechtlichen Gehalt. 

Die Bundesregierung hält die in Betracht kom-
menden strafrechtlichen Vorschriften für ausrei-
chend. 

(Reuschenbach [SPD]: Keine Zusatzfrage!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, wie beurteilt 
die Bundesregierung politisch den Vorgang, daß die 
Tageszeitung „Die Welt" über diesen Prozeß mit 
der Tendenz — wörtliches Zitat — „mit Merex 
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steht der Staat vor Gericht" berichtet und dabei 
jetzt das zweite Mal in Kauf genommen hat, daß 
Strafverfahren gegen sie eingeleitet werden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich kann abstrakt 
sagen, daß es Teil unserer Demokratie ist, daß die 
Öffentlichkeit die erforderlichen Informationen er-
hält. Zur Politik gehört bekanntlich — nach einem 
Wort von Lord Acton — mindestens 50 0/0 Wissen. 

Eine andere Frage ist es, wie der Fall beurteilt 
wird, daß aus Akten wörtlich zitiert wird, die unter 
der Rubrik „Streng geheim" stehen. Nachdem ich 
davon ausgehe, daß von dieser Rubrizierung nur in 
den notwendigen Fällen Gebrauch gemacht wird, 
muß generell gesagt werden, daß solche Zitate 
negativ beurteilt werden müssen. Es kommt aber 
jeweils auf den Einzelfall an. Es gilt auch hier 
grundsätzlich: Recht geht vor Gesetz. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, ob „Die Welt" diese 
Veröffentlichungen unter Geheimnisbruch vorge-
nommen hat, weil sie glaubt, die früheren Regie-
rungsmitglieder — unter anderem auch Herr Car-
stens — seinen selbst an dem Geheimnisschutz 
nicht mehr interessiert, oder ob „Die Welt" als 
israelfreundliche Zeitung geglaubt hat, sie müsse 
die gegen die Interessen Israels gerichteten Waffen-
geschäfte von damals endlich ans Tageslicht brin-
gen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Motivationen 
dieser Zeitung sind der Bundesregierung nicht be-
kannt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich komme zur Frage 42 
des Abgeordneten Reuschenbach: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nach Ver-
öffentlichung der öffentlichen Urteilsbegründung im Merex-Straf-
verfahren eine weitere Geheimhaltung ihrer Aktenvorgänge 
nicht mehr erforderlich ist, sondern vielmehr eine weitere Auf-
klärung der Offentlichkeit und welche Initiative wird sie gege-
benenfalls ergreifen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung teilt diese Auffassung nicht. 

Das Strafverfahren gegen Mertins u. a. schwebt 
noch. In ihm ist das Urteil erster Instanz in öffent-
licher Sitzung mündlich begründet worden. Schrift-
lich liegt es noch nicht vor. Gegen das Urteil hat die 
Staatsanwaltschaft Revision eingelegt. Es ist da-
nach noch nicht rechtskräftig. 

Die Tatsache einer Urteilsverkündung und -be-
gründung in öffentlicher Verhandlung hat keinen 
Einfluß darauf, ob und in welchem Umfang Vor-
gänge der Bundesregierung weiterhin geheimgehal-
ten werden müssen. Die Notwendigkeit oder Zweck-
mäßigkeit der Unterrichtung der Öffentlichkeit über 
derartige Vorgänge ist von der Bundesregierung im 
konkreten Falle unter Abwägung der die Geheim-

haltung erfordernden Umstände einerseits und des 
Informationsbedürfnisses der Öffentlichkeit ande-
rerseits zu prüfen. Ob und inwieweit die Offentlich-
keit unterrichtet werden soll, wird sich erst nach 
Abschluß der laufenden gerichtlichen Prüfung abse-
hen lassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie bzw. teilt die Bundesregierung die Auffassung 
des Gerichts — in der mündlichen Urteilsbegrün-
dung wiedergegeben —, wonach eine Staatsgefähr-
dung keinesfalls mit der Gefährdung des Wohlbe-
findens etwa betroffener Staatsdiener oder Politiker 
begründet werden darf? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Dies ergibt sich 
indirekt eigentlich schon aus der Antwort, die ich 
Herrn Kollegen Gansel gegeben habe. Ich teile die 
Auffassung, die Sie hier genannt haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie bzw. würde die Bundesregierung es denn für 
richtig halten, daß mindestens nach vollständigem 
Abschluß des Verfahrens die Staatsanwaltschaft 
ermächtigt wird — und dabei entsprechende Unter-
stützung erhält —, alle strafbaren Handlungen im 
Zusammenhang mit den damaligen Waffenlieferun-
gen ohne Ansehen der damals beteiligten Personen 
aufzuklären und zu verfolgen? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon 
aus, daß das selbstverständliche Pflicht der Staats-
anwaltschaft ist, weil bei uns nicht das Opportuni-
tätsprinzip gilt, sondern jenes Prinzip, nach dem 
grundsätzlich alle strafbaren Handlungen zu verfol-
gen sind — ohne Ansehen der Person. Auch dieses 
ist in unserem Staat erforderlich. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Ist es richtig, daß die Bundesregie-
rung mindestens zu einer teilweisen Geheimhaltung 
dieses Vorganges gezwungen ist, weil ein Teil der 
Unterlagen 1969 bei einem Brand in einer Archiv-
baracke des Bundeswirtschaftsministeriums vernich-
tet wurde? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
hierauf weder mit Ja noch mit Nein antworten. Die 
Frage bezog sich nach meinem Verständnis auf das 
Ermittlungsverfahren und nicht auf irgendwelche 
andere Unterlagen und Akten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 
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Dr. Sperling (SPD) : Ist die Bundesregierung be-
reit, eigene Ermittlungen darüber anzustellen, ob 
dieses Verbrennen der Akten nicht ein gezielter 
Vernichtungsvorgang unter Tarnschutz der Feuer-
wehr war? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Unterstellt, dies 
trifft zu, so wird wie in einem jeden solchen Fall 
selbstverständlich auch diesem Vorgang nach-
gegangen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Dr. Däubler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubler -Gmelin (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie nicht auch der Auffassung, daß sich 
die Pflicht zu einer rückhaltlosen Information der 
Öffentlichkeit aus dem Kriegswaffenkontrollgesetz 
ergibt, das ja auf Art. 26 des Grundgesetzes auf-
baut und mit Sicherheit verhindern will, daß solche 
Fälle unter dem Deckmantel des Geheimnisschutzes 
abgewickelt werden? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Ich denke, ich 
habe dies schon mit hinreichender Deutlichkeit zum 
Ausdruck gebracht. Eine Demokratie lebt davon, 
daß in ihr ausreichende Informationen gegeben 
werden. 

Im übrigen darf ich ergänzend darauf verweisen, 
daß nach den mir bekannten Ausführungen in der 
mündlichen Begründung des Urteils der Vorwurf 
des Verstoßes gegen ein anderes Gesetz, nämlich 
die Außenwirtschaftsverordnung, mit eine Rolle ge-
spielt hat. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. Dann 
komme ich zur Frage 56 des Abgeordneten Gansel: 

Welche Personen hatten unter der Regierung Erhard Minister-
oder Staatssekretärfunktion in jenen Ministerien inne, die nach 
den Feststellungen des Merex-Strafverfahrens Waffengeschäfte 
in Spannungsgebiete eingeleitet, gesteuert und gebilligt hatten, 
und welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus dem 
Verhalten dieser Personen ziehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Frage geht von den Feststellungen des Strafver-
fahrens aus. Solche Feststellungen liegen der Bun-
desregierung noch nicht vor. Das Urteil ist noch 
nicht schriftlich abgefaßt und im übrigen noch nicht 
rechtskräftig. Aus der der Bundesregierung bekannt-
gewordenen mündlichen Urteilsbegründung lassen 
sich die in Ihrer Frage vorausgesetzten Feststellun-
gen nicht entnehmen. Die Bundesregierung ist daher 
zur Zeit nicht in der Lage, zu der Frage Stellung 
zu nehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, da eine Bun-
desregierung über Innenvorgänge im allgemeinen 

nicht erst durch ein Strafverfahren informiert wer-
den muß, sondern sie diese auf Grund ihrer Ver-
waltungsvorgänge überprüfen kann, und meine 
Frage nicht so verstanden werden kann, daß sie sich 
nur an das Justizministerium gerichtet hätte, bitte 
ich Sie um Verständnis, daß ich folgende Frage an 
Sie richten muß: Ist Ihnen bekannt, ob es seinerzeit 
in der Bundesregierung einen Kabinettsbeschluß zur 
Durchführung der in Frage stehenden Waffenge-
schäfte gegeben hat oder welche Person bzw. 
welche Stelle koordinierend und mit letztlicher Ent-
scheidungsbefugnis tätig war? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gansel, ich möchte darauf hinweisen, daß Ihre ur-
sprüngliche Frage diesen Themenbereich nicht klar 
umfaßt. Sie haben ausdrücklich gefragt, ob es Mi-
nisterien betreffe, „die nach den Feststellungen des 
Merex-Strafverfahrens Waffengeschäfte in Span-
nungsgebiete eingeleitet . . ." hatten. Darauf bin ich 
präpariert. Dies gehört in meinen Bereich. Ich bitte 
dies zu verstehen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie haben eine zweite 
Zusatzfrage. 

Gansel (SPD) : Herr Präsident, ich bitte um Ent-
schuldigung, daß ich hier etwas erklären muß. Das 
liegt daran, daß meine Frage beim Justizministerium 
gelandet ist. Ich möchte meine zweite Frage an das 
Justizministerium als Verfassungsministerium stel-
len. Darauf bezieht sich der zweite Teil meiner Frage 
56. Erkennt das Verfassungsministerium die große 
Gefahr, die für die parlamentarische Demokratie 
und die Kontrollierbarkeit der Verwaltung durch 
das Parlament darin liegt, daß ein Gericht in der 
Bundesrepublik feststellt, die Verwaltung sei be-
rechtigt, Verwaltungsakte zu tarnen, d. h. sie anders 
zu meinen, als sie abgefaßt sind? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Zunächst ist uns 
nur bekannt, was in der mündlichen Urteilsbegrün-
dung gesagt wurde. Die Urteilsgründe liegen nicht 
schriftlich vor. Sicher ist aber, daß es hier um sehr 
heikle Probleme geht, die uns die Prüfung auferle-
gen, ob genügend Möglichkeiten vorhanden sind, 
die Kontrolle für die Parlamentarier gegenüber der 
Exekutive zu gewährleisten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, da nach 
der mündlichen Urteilsbegründung feststeht, daß 
sich Regierungsmitglieder an den inkriminierten 
Waffengeschäften in irgendeiner Form beteiligt ha-
ben, und die Bundesregierung heute nicht weiß, wie 
diese früheren Regierungsmitglieder heißen, möchte 
ich gern wissen, ob sie unabhängig von Kenntnis 
der Personen der Auffassung ist, daß Regierungs-
mitglieder, die Rechtsbruch und Gesetzesumgehung 
begehen, ständig die Gewähr bieten, für die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung einzutreten. 
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Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Zunächst muß 
ich noch einmal, damit kein Irrtum entsteht, festhal-
ten, was die mündliche Urteilsbegründung sinnge-
mäß sagt. Eine schriftliche Urteilsbegründung liegt 
uns ja noch nicht vor. In dieser mündlichen Urteils-
begründung wird nach unserer Kenntnis davon aus-
gegangen, daß die Behauptungen der Angeklagten 
zum Teil bestätigt und zum Teil nicht widerlegt 
worden sind. Es wird nicht gesagt, inwieweit sie be-
stätigt und inwieweit sie nicht widerlegt sind. Mög-
licherweise ergibt sich dies aus der schriftlichen 
Urteilsbegründung. Deswegen kann zu Ihrer Frage 
von mir nicht konkret und bestimmt Stellung ge-
nommen werden. Aber ich darf allgemein noch ein-
mal wiederholen — das wurde bereits vorhin von 
mir ausgeführt —, daß sichergestellt werden muß, 
daß Verstöße gegen die in Rede stehenden Gesetze 
nicht hingenommen werden dürfen. Ich gehe davon 
aus, daß sie, wie es sich gehört, von der Staatsan-
waltschaft auch verfolgt werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Reuschenbach. 

Reuschenbach (SPD) : Herr Staatssekretär, da aber 
auch in den mündlichen Begründungen nicht nur 
vage, sondern ganz konkrete Aussagen seitens des 
Gerichts gemacht worden sind, glaube ich, ist es doch 
berechtigt, folgende Frage an Sie zu stellen: Kann 
die Bundesregierung mitteilen, welches deutsche 
Staatsoberhaupt in einem Fall von Waffenlieferun-
gen, wie das Gericht mündlich ausgeführt hat, dieses 
Geschäft mit einem ausländischen Staatsoberhaupt 
erörtert hat und wie die damalige Regierungsdelega-
tion zusammengesetzt war, die, wie das Gericht 
ebenfalls positiv ausgeführt hat, in demselben Fall 
Vertragseinzelheiten ausgehandelt und einen nahe-
zu unterschriftsreifen Vertragsentwurf mitgebracht 
habe, der nur noch der Unterzeichnung durch die 
Merex-AG als Lieferantin und den ausländischen 
Käufer bedurft habe? Ich habe fast wörtlich zitiert, 
auf daß Sie wissen, daß hier nicht eine Vermutung 
von mir ausgesprochen wurde. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich darf erneut darauf verweisen, daß sich die an 
die Bundesregierung gerichtete Frage ausdrücklich 
an die Feststellungen des Merex-Strafverfahrens 
bindet. Insoweit sind wir auf die bereits mehrfach 
erwähnten mündlichen Begründungen angewiesen. 

(Reuschenbach [SPD] : Die liegen Ihnen vor?) 

Diese mündlichen Begründungen nennen keine Na-
men; außerdem ist das Urteil noch nicht rechtskräf-
tig. Deswegen sehe ich mich nicht befugt, aus diesem 
Fragenbereich heraus irgendwelche Versuche zu 
unternehmen, hier eine konkrete Antwort zu geben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Damit ist auch diese 
Frage erledigt. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich komme noch zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Finanzen. Der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Offergeld steht zur 

Beantwortung zur Verfügung. Die Frage 43 der Ab-
geordneten Frau Funcke wird auf Wunsch der Frage-
stellerin schriftlich beantwortet, desgleichen werden 
die Fragen 44 und 45 des Abgeordneten Dr. Lenz 
(Bergstraße) auf dessen Wunsch schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich komme zu den Fragen 46 und 47 der Abgeord-
neten Frau Dr. Lepsius: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund einer Initia-
tive der Länder Überlegungen angestellt werden, die Spenden-
abzugsfähigkeit beim Erwerb von UNICEF Gruß- und Weihnachts-
karten aus steuersystematischen und wettbewerbsrechtlichen 
Gründen abzuschaffen, und durch den eventuellen Wegfall der 
Steuerfreiheit die humanitäre Tätigkeit des Kinderhilfswerks 
der Vereinten Nationen und des Deutschen Komitees von 
UNICEF betroffen wäre? 

Welche Überlegungen hat die Bundesregierung angestellt, um 
die humanitäre Arbeit des Kinderhilfswerks der Vereinten 
Nationen in der Bundesrepublik Deutschland durch den Verkauf 
von Grußkarten mit einem derzeitigen jährlichen Spendenauf-
kommen von rund 9 Millionen DM in einem Zeitpunkt sicher-
zustellen, in dem die Not von Millionen von Kindern und Müt-
tern durch die Auswirkung einer weltweiten Rezession beson-
ders dramatisch ist? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Frau Kollegin, die steuerliche Be-
handlung der Abgabe von UNICEF-Gruß- und Weih-
nachtskarten wird von den obersten Finanzbehörden 
des Bundes und der Länder zur Zeit untersucht. Die 
Prüfung der schwierigen Sach- und Rechtsfragen 
konnte noch nicht abgeschlossen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage? --
Bitte sehr! 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Herr Staatssekretär, kann 
die Bundesregierung jedenfalls bestätigen, daß alle 
anderen europäischen Länder die UNICEF-Karten-
aktion steuerlich so begünstigen, daß keine Minde-
rung des Spendenaufkommens für das Kinderhilfs-
werk der Vereinten Nationen eintritt? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Das kann ich nicht 
bestätigen, Frau Kollegin, und zwar ganz einfach 
deshalb nicht, weil wir diese Frage nicht untersucht 
haben. Selbst wenn es so wäre, müßten wir natür-
lich nach unseren gesetzlichen Vorschriften verfah-
ren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatzfrage. 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Wird sich die Bundesre-
gierung bei den Untersuchungen, die sie derzeit 
anstellt, von den Überlegungen leiten lassen, daß 
eine Besteuerung der Karten von UNICEF gerade 
auch jetzt kurz vor der Weihnachtszeit, aber an sich 
grundsätzlich in der Offentlichkeit auf keinerlei 
Verständnis stoßen würde, und sich unter Umstän-
den bewegen lassen, die generelle Förderung des 
Kinderhilfswerks gegebenenfalls durch andere ge-
eignete Mittel sicherzustellen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, zu-
nächst einmal ist es keine Entscheidung der Bundes-
regierung oder des Bundesfinanzministers. Wir kön- 
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Parl. Staatssekretär Offergeld 
nen nur in Abstimmung mit den Ländern, die für die 
Steuerverwaltung zuständig sind, eine Regelung 
treffen. Dabei ist sich die Bundesregierung durchaus 
klar über die Bedeutung dieses UNICEF-Hilfswerks. 
Sie muß aber auch noch andere Gesichtspunkte, z. B. 
Wettbewerbsgesichtspunkte, berücksichtigen. Ins-
gesamt kommt es darauf an, aus der gegebenen 
Rechtslage die richtigen Konsequenzen zu ziehen, 
wobei zunächst einmal schwierige Sachfragen im ein-
zelnen zu klären sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her-
ren, wir stehen am Ende der Fragestunde. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 4. Dezember 1975, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.34 Uhr) 
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Anlage 1 
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Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
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Alber ** 5. 12. 
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Dr. Artzinger * 5. 12. 
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Dr. Becher (Pullach) 5. 12. 
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Gewandt 12. 12. 
Dr. Gölter ** 5. 12. 
Graaff 12. 12. 
Haase (Fürth) **  5. 12. 
Dr. Holtz ** 5. 12. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 5. 12. 
Kater 3. 12. 
Dr. Kempfler ** 5. 12. 
Kiep 12. 12. 
Dr. Klepsch ** 5. 12. 
Dr. Kliesing ** 5. 12. 
Lagershausen ** 5. 12. 
Lange * 5. 12. 
Lautenschlager * 5. 12. 
Lemmrich ** 5. 12. 
Lenzer ** 5. 12. 
Professor Dr. Lohmar 5. 12. 
Lücker * 5. 12. 
Marquardt ** 5. 12. 
Mattick ** 5. 12. 
Memmel * 5. 12. 
Dr. Mende ** 5. 12. 
Professor Dr. h. c. 
Dr.-Ing. E. h. Möller 12. 12. 

Müller (Mülheim) * 5. 12. 
Dr. Müller (München) ** 5. 12. 
Opitz ** 5. 12. 
Richter ** 5. 12. 
Dr. Schäuble **  5. 12. 
Schmidt (Kempten) ** 5. 12. 
Schmidt (München) **  5. 12. 
Dr. Schulze-Vorberg 5. 12. 
Dr. Schwencke ** 5. 12. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Schwörer * 5. 12. 
Schulz (Berlin) * 3. 12. 
Sieglerschmidt ** 5. 12. 
Dr. h. c. Strauß 5. 12. 
Dr. Vohrer ** 5. 12. 
Vahlberg 5. 12. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 12. 12. 
Walther ** 5. 12. 
Dr. von Weizsäcker 4. 12. 
Wende ** 5. 12. 
Dr. Wittmann (München) 5. 12. 
Dr. Wörner ** 5. 12. 
Frau Dr. Wolf ** 10. 12. 
Wurbs ** 5. 12. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Gallus (FDP) (Druck-
sache 7/4364 Frage A 17) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Tätigkeit des landwirt-
schaftlichen Betriebshelfers zukünftig als Ersatzdienst für Wehr-
dienstverweigerer anzuerkennen? 

Seit längerer Zeit werden Zivildienstpflichtige 
mit landwirtschaftlicher Vorbildung als landwirt-
schaftliche Betriebshelfer vom Verband des Katho-
lischen Landvolks in Stuttgart und vom Evangeli-
schen Bauernwerk in Hohenbuch-Waldenbuch be-
schäftigt. Leider ist die Zahl der Dienstleistenden 
dort sehr gering. Die Bundesregierung wäre deshalb 
dankbar, wenn sich noch mehr dem Allgemeinwohl 
dienende Einrichtungen des landwirtschaftlichen Be-
triebshilfsdienstes dazu entschließen könnten, beim 
Bundesamt für den Zivildienst die Anerkennung als 
Beschäftigungsstelle des Zivildienstes zu beantra-
gen. 

Das Bundesamt für den Zivildienst ist durch die 
gesetzlichen Bestimmungen gehindert, von sich aus 
tätig zu werden; es ist auf die Mitarbeit landwirt-
schaftlicher Betriebshelfer-Organisationen angewie-
sen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Ziegler (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4364 Frage A 21) : 

Welche neuesten Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über die Aufwendungen vor, die 1976 und in den folgenden 
Jahren in Vollzug des Strafrechtsreformergänzungsgesetzes zu 
§ 218 StGB der gesetzlichen Krankenversicherung erwachsen 
werden, und welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie-
rung daraus, insbesondere hinsichtlich der vorgesehenen Rege-
lung über die endgültige Verteilung dieser Kosten zwischen 
Bund und Krankenversicherungsträgern? 



14214* 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 205. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. Dezember 1975 

Die Bundesregierung geht hinsichtlich der finan-
ziellen Auswirkungen des Gesetzes über ergänzen-
de Maßnahmen zum Fünften Strafrechtsreformgesetz 
(Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz) nach wie vor 
von den Zahlen aus, die sie in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage betreffend die Kostenentwicklung 
der sozialen Sicherheit (Bundestagsdrucksache 
7/3985) mit 230 Millionen DM für das Jahr 1976 
angegeben hat. 

Der Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkas-
sen berät zur Zeit die vom Gesetz vorgeschriebene 
Richtlinie über die Gewähr für ausreichende, zweck-
mäßige und wirtschaftliche Maßnahmen nach den 
§§ 200 e und 200 f Reichsversicherungsordnung. 
Weiter müssen noch Regelungen über die Honorie-
rung getroffen werden. Die Zahlen lassen sich da-
her erst im Laufe des Jahres 1976 überprüfen. 

Im übrigen möchte ich in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß der Bundestag die Bundes-
regierung ersucht hat, bis Ende 1977 einen Bericht 
über die Erfahrungen mit den ergänzenden Maß-
nahmen zum Strafrechtsreformgesetz vorzulegen. 
Darin ist auch zu prüfen, in welchem Umfang die 
Ausgaben für die ergänzenden Maßnahmen durch 
den Bundeszuschuß gedeckt worden sind. Ferner 
soll geprüft werden, welche zusätzlichen Belastun-
gen für die Krankenversicherungsträger sich bei 
einem Wegfall des Bundeszuschusses ergeben wür-
den. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage der Abgeordneten Frau Funcke (FDP) 
(Drucksache 7/4364 Frage A 43) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, darauf einzuwir-
ken, daß in begründeten Einzelfällen auf Antrag Steuerschulden 
bis zur Verrechnung gestundet werden, wenn Ansprüche auf 
Investitionszulage nach dem Investitionszulagengesetz bestehen? 

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen Steuer-
schulden im Hinblick auf eine zu erwartende Inve-

stitionszulage gestundet werden können, wird 7., Z. 
im Bundesfinanzministerium geprüft. Sie bedarf 
noch der Abstimmung mit den Finanzministern der 
Länder. Sobald dies geschehen ist, werde ich Sie 
von dem Ergebnis unterrichten. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Lenz (Berg-
straße) (CDU/CSU) (Drucksache 7/4364 Fragen A 44 
und 45) : 

Ist es richtig, daß die deutsche Partikulierschiffahrt von einem 
existenzbedrohenden Frachtenzerfall betroffen ist, weil im grenz-
überschreitenden Verkehr, insbesondere mit Frankreich, fingierte 
Zollpapiere ausgestellt werden, nach denen die Ladung aus 
Frankreich stammt? 

Wenn ja, welche Maßnahmen zur Abhilfe sind von der Bun-
desregierung beabsichtigt? 

Im Rahmen von Streckengeschäften werden Kies 
und Sand, die aus deutschen Orten am Oberrhein 
stammen, in einigen Fällen von deutschen Versen-
dern über französische Zwischenhändler an deutsche 
Empfänger geliefert. 

Der Verfahrensablauf ist abgabenrechtlich nicht zu 
beanstanden. Bisher wurde nicht festgestellt, daß 
fingierte Zollpapiere vorgelegt wurden. 

Die betreffenden Frachtgeschäfte erfüllen grund-
sätzlich den Tatbestand des grenzüberschreitenden 
Verkehrs im Sinne des Binnenschiffsverkehrsgeset-
zes, für den nach diesem Gesetz eine freie Frachten-
bildung zulässig ist. 

Dennoch wird die Bundesregierung prüfen, ob die 
rechtsgeschäftliche Gestaltung und Abwicklung die-
ser Handelsgeschäfte im Einzelfall unter dem Ge-
sichtspunkt des § 42 a des Binnenschiffsverkehrsge-
setzes geeignet sind, der Umgehung der Bestimmun-
gen des Gesetzes und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen zu dienen. 
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